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GERHARD BÄCKER
ALTERSSICHERUNG IN DEUTSCHLAND
Die Alterssicherung in Deutschland wird durch 
die gesetzliche Rentenversicherung dominiert. 
Seit 2001 ist das politische Ziel, diese durch 
Leistungen der privaten und betrieblichen 
Vorsorge zu ergänzen. Deshalb kann von einem 
Drei-Schichten-System gesprochen werden.
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Die Armutsquote der Älteren ist überdurch-
schnittlich, betroffen sind insbesondere Frauen, 
Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft und 
über 84-Jährige. Eine Stärkung der umlagefinan-
zierten gesetzlichen Rentenversicherung ist für 
die künftigen Alterseinkommen entscheidend.
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Zwar arbeiten immer mehr Ältere, aber nach 
wie vor steigen viele Beschäftigte früh aus dem 
Erwerbsleben aus. Welche Rolle spielen dabei 
Chancen und Risiken auf dem Arbeitsmarkt, die 
Arbeitsqualität, gesundheitliche Aspekte sowie 
Qualifizierung und Motivation?
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In Zeiten des demografischen Wandels steht die 
Rentenpolitik vor einem Zielkonflikt: Einerseits 
gilt es, den Lebensunterhalt im Alter adäquat zu 
sichern, andererseits muss das umlagefinanzierte 
Rentensystem finanziell nachhaltig gestaltet 
werden, um zukunftsfest zu sein.
Seite 28–34
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Europaweit altern die Gesellschaften: Immer 
weniger potenzielle Erwerbspersonen sollen die 
Renten von immer mehr Älteren bezahlen. Die 
Reformwege, die in den verschiedenen Rentensys-
temen eingeschlagen wurden, unterscheiden sich je 
nach Problemdruck und historischer Prägung.
Seite 35–40
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„Generationengerechtigkeit“ ist im Zusammen-
hang mit Reformen des Sozialversicherungssys-
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nete Rolle in der öffentlichen Debatte.
Seite 41–45
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EDITORIAL
Auf über 300 Milliarden Euro beliefen sich 2020 die Ausgaben für Altersrenten 
in Deutschland, das entspricht rund zehn Prozent des Bruttoinlandsprodukts. 
Damit ist die Alterssicherung das Schwergewicht des deutschen Sozialstaates. 
Ihren Kern bildet die gesetzliche Rentenversicherung, die 1889 durch das 
Bismarcksche „Gesetz betreffend die Invaliditäts- und Altersversicherung“ 
geschaffen wurde und heute fast alle Bürgerinnen und Bürger tangiert: Mehr als 
90 Prozent der Erwachsenen in Deutschland haben im Laufe ihres bisherigen 
Erwerbslebens Ansprüche auf spätere Rentenzahlungen erworben oder bezie-
hen diese bereits.

Organisiert ist die gesetzliche Rentenversicherung nach dem Sozialversiche-
rungsprinzip: Wer abhängig beschäftigt ist, ist automatisch und verpflichtend 
zahlendes und, je nach Dauer und Höhe der Beiträge, leistungsberechtigtes 
Mitglied. Die Beiträge der erwerbstätigen Versicherten finanzieren, flankiert von 
Steuerzuschüssen, die Renten der Versicherten im Ruhestand. Dieses Umlage-
verfahren steht jedoch seit Jahrzehnten unter Druck: Aufgrund der steigenden 
Lebenserwartung und niedriger Geburtenraten tragen immer weniger Erwerbs-
tätige die Renten von immer mehr Älteren.

Wie kann vor diesem Hintergrund eine Alterssicherung finanziell nachhaltig 
aufgestellt werden, die einen angemessenen Lebensunterhalt im Alter gewähr-
leistet? An der Virulenz dieser Frage hat auch der mit der „Riester-Rente“ 2001 
eingeläutete Paradigmenwechsel zu einem Mehrsäulensystem mit einer stärkeren 
betrieblichen und privaten Altersvorsorge nichts geändert. Es gilt, die mit dem 
demografischen Wandel einhergehende finanzielle Belastung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung gerecht zu verteilen und der Tatsache konsequent Rech-
nung zu tragen, dass wir länger und gesünder leben. 

Anne-Sophie Friedel
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Im Alter nicht mehr arbeiten zu müssen und den 
Ruhestand genießen zu können, ist eine heraus-
ragende Leistung des Sozialstaats. Da infolge der 
altersbedingten Berufsaufgabe das Erwerbsein-
kommen und damit die wesentliche Quelle zum 
Bestreiten des Lebensunterhalts entfällt, bedarf es 
Einkommensübertragungen an die ältere Genera-
tion. Bis weit in das 20. Jahrhundert hinein waren 
es vor allem die Familien, die den Lebensunter-
halt ihrer älteren Angehörigen durch Unterhalts-
leistungen sicherten. 01 Der Wandel von Familien-
strukturen, der Trend zur Individualisierung der 
Lebensformen und das Bestreben, finanziell be-
stimmte persönliche Abhängigkeiten abzubau-
en, haben jedoch dazu geführt, dass sich famili-
äre Unterhalts- und Unterstützungsleistungen 
mittlerweile vor allem auf Leistungen zwischen 
(Ehe-)Partnern einerseits und zwischen Eltern 
und Kindern andererseits beschränken. Zudem 
bedeuten sinkende Geburtenraten, dass ein wach-
sender Teil der älteren Menschen überhaupt kei-
ne Kinder beziehungsweise weniger Kinder hat, 
von denen sie im Bedarfsfall im Alter unterstützt 
werden könnten. Angesichts der hohen und stei-
genden Lebenserwartung wird es im Familien-
verband nahezu unmöglich, den älteren Angehö-
rigen über Jahrzehnte hinweg ein ausreichendes 
Einkommen und Lebensniveau zu garantieren.

Die in Deutschland in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts einsetzende Bismarcksche So-
zialversicherungspolitik mit der Einführung der 
gesetzlichen Rentenversicherung 1889 ist als Re-
aktion auf diese Entwicklung zu verstehen. Die 
Rentenversicherung hat seitdem mehrere Kri-
senphasen der deutschen Geschichte überdauert 
und bildet den Kern des deutschen Sozialstaates. 
Trotz der Ausweitung der Leistungen, der ab-
gesicherten Risiken und des Versichertenkreises 
sind die Grundstrukturen dieses Zweiges der So-
zialversicherung erhalten geblieben. Allerdings 
war und ist für die Alterssicherung in Deutsch-
land nicht allein die Rentenversicherung maßge-

bend. Typisch für das System der Alterssicherung 
ist vielmehr dessen Vielfältigkeit. Es gibt nicht 
„die“ am Schreibtisch systematisch konstruierte 
Alterssicherung, sondern abhängig von der histo-
rischen Entwicklung, den gesellschaftlichen, so-
zialen und ökonomischen Umbrüchen sowie den 
politischen Entscheidungen und Kompromissen 
mehrere Systeme. 02

Grob sind vier Schichten der Alterssicherung 
zu unterscheiden. Der ersten Schicht sind die ge-
setzlichen, pflichtigen Regelsysteme zuzuordnen, 
die sich aus der gesetzlichen Rentenversicherung, 
der Beamtenversorgung und den Alterssiche-
rungseinrichtungen für bestimmte Gruppen von 
Selbstständigen und Freiberuflern zusammenset-
zen. Zur zweiten Schicht zählt die betriebliche 
Altersversorgung. Die dritte Schicht bildet die 
private Altersvorsorge. Als letztes soziales Netz 
wirkt die vierte Schicht – die nach dem Fürsor-
geprinzip ausgestaltete Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung.

Die erste Schicht stellt das mit Abstand bedeu-
tendste Leistungssystem dar, sowohl hinsichtlich 
des Personenkreises als auch des Leistungsvolu-
mens. Allerdings lässt sich in den vergangenen 
Jahren eine Gewichtsverschiebung in Richtung 
der individuellen Vorsorge und der betriebli-
chen Altersversorgung erkennen. Die Einfüh-
rung der „Riester-Rente“ im Jahr 2001 markiert 
den Paradigmenwechsel der deutschen Alterssi-
cherungspolitik. 03 Es ist gesetzlich vorgegeben, 
den Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung bis zum Jahr 2025 unter 20 Prozent und 
bis 2030 unter 22 Prozent des Bruttolohns zu hal-
ten. Damit dies erreichbar ist, folgen die Renten 
der Lohnentwicklung nur noch begrenzt – mit 
der Folge, dass das Versorgungsniveau der Ren-
tenversicherung seit der Jahrtausendwende kon-
tinuierlich gesunken ist. Durch den Ausbau der 
privaten Vorsorge und der betrieblichen Alters-
versorgung sollten – gefördert durch staatliche 
Zuschüsse und Steuererleichterungen – die auf-
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Abbildung: Schichten des Systems der Alterssicherung in Deutschland
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tretenden Versorgungslücken geschlossen wer-
den. Die zweite und dritte Schicht sind damit zu 
einem festen Bestandteil der staatlichen Alterssi-
cherungspolitik geworden. Aber auch die Grund-
sicherung nimmt an Bedeutung zu: Der Kreis der 
Älteren wächst, die Anspruch auf Grundsiche-
rung haben, weil deren Einkommen nicht aus-
reicht, um das Existenzminimum abzudecken.

Das System der Alterssicherung hat aufgrund 
des hohen und demografisch bedingt steigenden 
Ausgabenvolumens eine zentrale gesellschaftliche 
und politische Bedeutung.123 Es geht immer auch 
um das Wechsel- beziehungsweise Spannungsver-
hältnis von sozialstaatlichen Generationen, denn 
die Einkommenslage der Älteren ist notwendi-
gerweise mit einer Einkommensübertragung von 
der mittleren, erwerbstätigen Generation an die 

01 Vgl. Gerhard Bäcker/Ernst Kistler, Die Geschichte der 
Renten versicherung in Deutschland, 30. 1. 2020, www.bpb.de/ 
289604.
02 Dazu Gerhard Bäcker/Gerhard Naegele/Reinhard Bispinck, 
Sozialpolitik und soziale Lage in Deutschland, Bd. 2, Wiesbaden 
2020, S. 952 ff.
03 Vgl. u. a. Winfried Schmähl, Gründe für einen Abschied von 
der „neuen deutschen Alterssicherungspolitik“ und Kernpunkte 
einer Alternative, in: Reinhard Bispinck et al. (Hrsg.), Sozialpolitik 
und Sozialstaat, Wiesbaden 2012, S. 391–412, hier S. 394.

ältere Generation verbunden. Jede Form der Al-
terssicherung berührt insofern nicht nur die Le-
benslage der älteren Generation, sondern auch 
die der nachrückenden und zahlenden Generati-
on, die ihrerseits darauf vertrauen muss, im Alter 
ausreichend versorgt zu werden.

GESETZLICHE 
RENTENVERSICHERUNG

Die Rentenversicherung berührt nahezu die ge-
samte Bevölkerung in Deutschland: Über 90 Pro-
zent der volljährigen Bevölkerung haben ent-
weder durch Beitragsleistungen Ansprüche auf 
spätere Renten erworben oder beziehen bereits 
eine Rente. Die Rentenversicherung ist jedoch 
keine Erwerbstätigenversicherung oder gar Bür-
gerversicherung, sondern konzentriert sich in 
Fortführung der Tradition der Bismarckschen 
Sozialversicherung auf die Absicherung von Ar-
bei ter: innen und Angestellten sowie – als Aus-
nahmen von der Regel – auf einzelne, kleinere 
Gruppen von Selbstständigen. Für andere Be-
schäftigten- und Berufsgruppen gelten ande-
re Systeme der Regelalterssicherung. Zu nennen 
sind hierbei insbesondere die Beamtenversor-
gung, die Alterssicherung für Landwirte, die 

http://www.sozialpolitik-aktuell.de
http://www.bpb.de/289604
http://www.bpb.de/289604
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Künstlersozialversicherung und die berufsständi-
schen Versorgungswerke.

Die Rentenversicherung ist, wie der Name 
sagt, nach Versicherungsprinzipien gestaltet. Im 
Unterschied zur Privatversicherung gibt es eine 
Pflichtmitgliedschaft und gesetzlich festgelegte 
Leistungen. Die Finanzierung erfolgt über Beiträ-
ge, 2022 belaufen sich diese auf 18,6 Prozent des 
Bruttolohns. Ergänzend treten steuerfinanzierte 
Zuschüsse des Bundes hinzu, die insgesamt rund 
23 Prozent der Gesamteinnahmen ausmachen. 04 

Es gilt das Umlageverfahren, das heißt die lau-
fenden Ausgaben werden sofort durch entspre-
chende Einnahmen gegenfinanziert, nennenswer-
te Rücklagen oder gar einen Kapitalstock gibt es 
nicht. Die Beiträge richten sich bis zur Beitrags-
bemessungsgrenze nach dem Arbeitseinkommen 
und werden je zur Hälfte von den Versicherten 
und ihren Arbeitgebern gezahlt. Das Leistungs-
spektrum der Rentenversicherung umfasst die 
Zahlung von Altersrenten, Erwerbsminderungs-
renten, Hinterbliebenenrenten sowie Maßnah-
men der Rehabilitation.

Die Rentenanwartschaften und die später aus-
gezahlten Renten sind beitrags- und leistungsbe-
zogen und unterscheiden sich in ihrer Höhe nach 
jedem Einzelfall. Mindestrenten für alle kennt die 
Rentenversicherung nicht. Das grundlegende Prin-
zip ist vielmehr das der „Teilhabeäquivalenz“. 05 
Die individuelle Höhe der Altersrente hängt da-
nach unmittelbar von der Dauer der versicherungs-
pflichtigen Beschäftigung und der entsprechenden 
Beitragszahlungen sowie von der Höhe des indivi-
duellen (beitragspflichtigen) Verdienstes in Relati-
on zum Durchschnittsverdienst in den einzelnen 
Versicherungsjahren ab. Diese lebensdurchschnitt-
liche relative Entgeltposition kommt in der Ren-
tenformel durch die persönlichen Entgeltpunkte 
zum Ausdruck. So wird für ein jährliches Entgelt, 
das gerade dem allgemeinen Durchschnittsentgelt 
entspricht, ein Entgeltpunkt von 1,0 angerechnet, 
für ein Entgelt in Höhe von 70 Prozent des Durch-
schnitts ein Entgeltpunkt in Höhe von 0,7 und so 
weiter. Die im Verlauf der Erwerbs- und Versiche-
rungsjahre erworbenen Entgeltpunkte werden ad-
diert. Sie spiegeln damit die lebensdurchschnittli-

04 Siehe Deutsche Rentenversicherung Bund, Rentenversiche-
rung in Zahlen 2021, Berlin 2021.
05 Franz Ruland, Die Bedeutung des Äquivalenzprinzips in der 
Rentenversicherung, in: Deutsche Rentenversicherung 2/2013, 
S. 101–111, hier S. 102. 

che Einkommensposition wider, die dann auf die 
Ruhestandsphase übertragen wird. 

Diese Äquivalenzlogik bedeutet, dass Er-
werbsverläufe, die durch eine geringe beziehungs-
weise durchbrochene Beschäftigungs- und Versi-
cherungsdauer geprägt sind und/oder in denen 
nur eine niedrige individuelle Einkommensposi-
tion erreicht werden konnte, auch zu niedrigen 
Renten führen. Der Lohn- und Beitragsbezug der 
Rentenberechnung zielt auf den Lohnersatz nach 
einem langjährigen Arbeitsleben; es ist also kei-
nesfalls ausgeschlossen, dass Renten den Bedarfs-
satz der Grundsicherung unterschreiten. Dass es 
zu einer Rente kommt, die unter dieser Schwelle 
liegt, ist vor allem dann wahrscheinlich, wenn – 
wie etwa häufig bei Frauen, die unbezahlte Sor-
gearbeit leisten – zuvor eine Beschäftigung im 
unteren Teilzeit- und Lohnsegment vorgelegen 
hat und/oder die Beschäftigungs- und Versiche-
rungszeit kurz war. 

Das Äquivalenzprinzip gilt jedoch nicht un-
eingeschränkt. Denn die gesetzliche Rentenver-
sicherung ist Teil der Sozialversicherung, deren 
Charakteristikum die Verbindung des Versiche-
rungs- und Äquivalenzprinzips mit dem Prinzip 
des sozialen Ausgleichs (Solidarprinzip) ist. Die 
Elemente des sozialen Ausgleichs in der Renten-
versicherung führen insofern zur einer Aufwei-
chung und Modifikation der engen Kopplung 
zwischen der Stellung auf dem Arbeitsmarkt und 
der Höhe der individuellen Rentenanwartschaft. 06 
Zum einen werden auch Lebensphasen außerhalb 
der Erwerbstätigkeit oder bestimmte Lebens-
ereignisse als rentenbegründend und -steigernd 
berücksichtigt, insbesondere Zeiten der Kinderer-
ziehung, der familiären Pflege sowie von Krank-
heit und Arbeitslosigkeit. Zum anderen werden 
in einzelnen Fällen Versicherungszeiten, in denen 
aus bestimmten schutzwürdigen Gründen nur 
gering verdient werden konnte, höher bewertet, 
so vor allem Zeiten der Berufsausbildung und ei-
ner erziehungsbedingten Teilzeitarbeit. Aktuel-
les Beispiel für die Bedeutung des Solidarprinzips 
ist die 2021 eingeführte sogenannte Grundrente: 
Langjährig Versicherte erhalten eine Aufstockung 
ihrer Entgeltpunkte, wenn sie im Niedriglohn-
sektor beschäftigt waren. Und für die Be zieh-
er: innen von Erwerbsminderungsrenten sorgen 
Zurechnungszeiten dafür, dass die Zahl der Versi-
cherungsjahre verlängert wird, um extrem niedri-

06 Vgl. Bäcker/Naegele/Bispinck (Anm. 2), S. 985.
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ge Renten zu vermeiden, die sich bei einer Invali-
dität im frühen Alter errechnen würden.

Die Summe der persönlichen Rentenpunkte 
lässt noch keine Auskunft zu über die Höhe der 
(Brutto-)Renten. Um einen Zahlbetrag zu erhal-
ten, wird diese relative Größe in der Rentenfor-
mel deshalb mit einer absoluten, in Euro bezif-
ferten Größe verknüpft. Es handelt sich dabei um 
den „aktuellen Rentenwert“. Er soll die aktuelle 
Lohn- und Gehaltssituation aller versicherungs-
pflichtig Beschäftigten wiedergeben und wird 
jährlich angepasst, um sicherzustellen, dass die 
Renten(anwartschaften) aus den zurückliegen-
den Jahren nicht ständig an Wert verlieren. Dieses 
Prinzip der dynamischen Rente prägte die Ren-
tenversicherung nicht von Anfang an, sondern 
wurde 1957 im Rahmen der Adenauer’schen So-
zialreformen eingeführt. 

Der aktuelle Rentenwert beträgt in den west-
deutschen Bundesländern 34,19 Euro. Dies be-
deutet, dass beispielsweise 45 Entgeltpunkte zu 
einer monatlichen Bruttorente von 1368 Euro 
führen. Von den Bruttorenten gehen noch die 
Beiträge zur Kranken- und zur Pflegeversiche-
rung ab; vorgezogene Altersrenten werden durch 
Abschläge gekürzt. Da sich der aktuelle Renten-
wert auf alle Renten bezieht, sowohl auf die neu 
festgestellten Renten als auch auf die Renten im 
Bestand, hat seine Höhe eine elementare Bedeu-
tung – nicht zuletzt für das gesamte Leistungs- 
und Ausgabevolumen der Rentenversicherung. 
Um das als „Rentenniveau“ definierte Verhält-
nis zwischen Renten und Arbeitnehmerentgel-
ten festzustellen, werden die durchschnittlichen 
Nettoarbeitsentgelte mit den Nettorenten in Be-
ziehung gesetzt. Zu betonen ist dabei, dass sich 
die Höhe der Rente nach der lebensdurchschnitt-
lichen Einkommensposition bemisst und nicht 
nach dem letzten Einkommen, wie dies bei der 
Beamtenversorgung der Fall ist. 

BETRIEBLICHE 
ALTERSVERSORGUNG

Zur betrieblichen Altersversorgung zählen die 
betriebliche Altersversorgung in der Privatwirt-
schaft und die Zusatzversorgung im öffentlichen 
Dienst. Während die betriebliche Altersversor-
gung in der Privatwirtschaft weit überwiegend 
auf freiwilligen Zusagen der Arbeitgeberseite be-
ruht, bezieht die Zusatzversorgung im öffentli-
chen Dienst alle Beschäftigten des öffentlichen 

Dienstes und vergleichbarer Bereiche durch ta-
rifvertragliche Regelungen ein. Charakteristisch 
für beide ist, dass ihre Leistungen die gesetzliche 
Rente aufstocken. 

Die Betriebsrente knüpft an das Arbeitsver-
hältnis an. Um die Leistungen im Anspruchsfall 
auszahlen zu können, muss ein entsprechender 
Kapitalstock gebildet worden sein; die betriebli-
che Altersversorgung beruht damit auf dem Kapi-
taldeckungsverfahren. Da die betriebliche Alters-
versorgung in aller Regel freiwillig erfolgt und die 
Unternehmen die Art der Versorgung selbst be-
stimmen können, ergeben sich unterschiedliche 
Ausgestaltungsmöglichkeiten hinsichtlich der er-
fassten Beschäftigten, der abgedeckten Risiken, 
der Rentenberechnung und -anpassung und der 
Finanzierung.

Zu unterscheiden ist zwischen direkten Leis-
tungszusagen und Beitragszusagen. Leistungs-
zusagen sind Zusagen auf regelmäßige Zahlung 
einer vorab definierten Rente, die sich je nach 
Vereinbarung unterschiedlich berechnen kann, 
aber insgesamt von der Dauer der Betriebszuge-
hörigkeit abhängt. Bei Beitragszusagen verpflich-
tet sich die Arbeitgeber:in, Beiträge zum Aufbau 
eines Altersvorsorgekapitals zu zahlen. Die Höhe 
der Versorgungsleistung ist nicht definiert, son-
dern hängt allein vom Anlageerfolg ab. Die Ri-
siken des Kapitalmarkts tragen bei Leistungszu-
sagen also die Betriebe, bei Beitragszusagen die 
Beschäftigten. 

Seit 2002 können Beschäftigte einen Teil ihres 
Arbeitsentgelts für die betriebliche Altersvorsor-
ge aufwenden. Diese Verwendung von Teilen des 
Gehalts für unbare Leistungen wird als Entgelt-
umwandlung bezeichnet und kann bis zu einer 
Höhe von 4 Prozent der Beitragsbemessungsgren-
ze in der gesetzlichen Rentenversicherung in An-
spruch genommen werden. Bis zu diesem Betrag 
werden Beiträge an Pensionsfonds, Pensionskas-
sen oder Direktversicherungen nicht nur steuer- 
sondern auch beitragsfrei gestellt. Umgewandelt 
wird also ein Teil des Bruttoentgelts. Der Rechts-
anspruch auf Entgeltumwandlung unterliegt ei-
nem Tarifvorbehalt, der den Anstoß für eine Fülle 
von speziellen Tarifverträgen gegeben hat. Ver-
träge finden sich vor allem in den großen Indust-
riebranchen mit einer hohen Zahl von Beschäftig-
ten. Die Tarifverträge legen fest, welche tariflichen 
Einkommensbestandteile umgewandelt werden 
können sowie ob und auf welche Weise sich ein 
Arbeitgeber an der Finanzierung beteiligt. 
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PRIVATE  
ALTERSVORSORGE

Eine weitere Möglichkeit, nach Beendigung der 
Berufstätigkeit ein Einkommen zu beziehen, be-
steht in der privaten Altersvorsorge. Wer im jün-
geren und mittleren Alter Geld spart und so Ver-
mögen ansammelt, kann darauf hoffen, dass sich 
diese Bestände durch Wertzuwächse wie Zinsef-
fekte oder Kurssteigerungen von Wertpapieren 
kontinuierlich erhöhen. Altersvorsorge durch 
Vermögensbildung richtet sich nach den indivi-
duellen Entscheidungen, Präferenzen und Mög-
lichkeiten, ist also freiwillig und wird über Ka-
pital- und Versicherungsmärkte organisiert. Da 
die Lebensdauer und damit der Zeitraum für die 
Auflösung des Kapitalstocks nicht kalkulierbar 
sind, bleibt für den Einzelnen unsicher, welche 
Höhe der Vermögensbestand im Alter erreichen 
muss. Diese durch die reine Vermögensbildung 
nicht abgedeckten sogenannten biometrischen 
Risiken lassen sich durch Versicherungen wie Ri-
sikolebensversicherung, kapitalbildende Lebens-
versicherung oder private Rentenversicherung 
ausgleichen.

Seit der Rentenreform 2001 ist es zum aus-
drücklichen Ziel der staatlichen Sozialpolitik ge-
worden, neben der betrieblichen auch die private, 
kapitalmarktabhängige Alterssicherung auszu-
weiten. Um das zu erreichen, wird die individu-
elle Vorsorgefähigkeit und -bereitschaft durch 
staatliche Fördermaßnahmen gestärkt.

Förderungsfähig sind bestimmte Produkte im 
Rahmen der privaten Altersvorsorge – und zwar 
solche, die im Alter eine lebenslange Auszahlung 
vorsehen. Zudem müssen Anbieter zum Beginn 
der Auszahlungsphase mindestens die Summe 
der eingezahlten Beträge und erhaltenen Zulagen 
garantieren. Diese Nominalgarantie schließt je-
doch nicht aus, dass es infolge eines Anstiegs des 
Preisniveaus zu einem Realverlust kommt, also 
die Kaufkraft der Renten sinkt. 

Die öffentliche Förderung einer zugelasse-
nen Form der privaten Altersvorsorge besteht 
aus zwei Komponenten: Sonderausgabenabzug 
und Altersvorsorgezulage. Hierbei gilt die so-
genannte Günstigerprüfung: Fällt die steuerli-
che Ersparnis durch den Sonderausgabenabzug 
größer aus als die Zulage, wird der Differenzbe-
trag vom Finanzamt erstattet beziehungsweise 
mit der Steuerschuld verrechnet. Voraussetzung 
für die Zahlung der Zulagen ist, dass ein Min-

desteigenbeitrag geleistet wird. Seit 2008 liegt 
dieser bei 4 Prozent des rentenversicherungs-
pflichtigen Vorjahresbruttoeinkommens. Von 
der Förderung profitieren vom Prinzip her vor 
allem Personen mit Kindern und einem niedri-
gen Einkommen, da der erforderliche Sparbei-
trag bereits mit einem relativ geringen Eigenan-
teil erreicht wird. Neben der Zulagenförderung 
können die zum förderfähigen Personenkreis 
gehörenden Steuerpflichtigen ihre privaten Al-
tersvorsorgebeiträge bis zu bestimmten Höchst-
beträgen als Sonderausgaben geltend machen, 
was sich für Besserverdienende als sehr vorteil-
haft erweist. 

LEBENSSTANDARDSICHERUNG?

Will man die Leistungsfähigkeit der skizzier-
ten Teilsysteme der Alterssicherung bewerten, 
so geht es vor allem um die Fragen, ob und in-
wieweit die Ziele der Armutsvermeidung einer-
seits und der Lebensstandardsicherung ande-
rerseits erreicht werden. Zu berücksichtigen ist 
dabei, dass die Absenkung des Leistungs- be-
ziehungsweise Rentenniveaus Versorgungslü-
cken im Alter aufgerissen hat. Eine Lebensstan-
dardsicherung kann seitdem nur noch durch eine 
Aufstockung der gesetzlichen Rente durch Leis-
tungen der privaten und betrieblichen Alters-
vorsorge erreicht werden. Dieser Paradigmen-
wechsel erweist sich bislang allerdings als wenig 
erfolgreich, machen doch die vorliegenden em-
pirischen Befunde deutlich, dass nur ein kleine-
rer Teil der Beschäftigten tatsächlich betrieblich 
und/oder privat ausreichend, frühzeitig und zu-
gleich dauerhaft vorsorgt. 07 

Zwar wurden bis 2017 gut 16 Millionen Ries-
ter-Verträge abgeschlossen. Aber seitdem setzt 
ein kontinuierlicher Rückgang ein, vor allem weil 
die Produkte hinsichtlich der Abschluss- und 
Vertriebskosten ausgesprochen teuer sind und die 
Renditen angesichts der dauerhaften Niedrigzins-
phase zugleich gegen Null tendieren. Mittlerwei-
le ist jeder fünfte Vertrag ruhend gestellt. 08 Auch 
der Verbreitungsgrad der betrieblichen Alters-

07 Vgl. Anne Langelüddeke/Felix Wilke, Zunehmende Un-
gleichheiten bei der Altersvorsorge?, in: Deutsche Rentenversi-
cherung 3/2021, S. 262–268, hier S. 262 ff.
08 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Entwick-
lung der privaten Altersvorsorge, 20. 12. 2021, www.bmas.de/
SharedDocs/Downloads/DE/Rente/entwicklung- riester- vert-
raege.pdf? __blob= publicationFile& v= 8. 

http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/entwicklung-riester-vertraege.pdf?__blob=publicationFile&v=8
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/entwicklung-riester-vertraege.pdf?__blob=publicationFile&v=8
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Rente/entwicklung-riester-vertraege.pdf?__blob=publicationFile&v=8
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versorgung in der Privatwirtschaft ist lückenhaft. 
Ende 2019 wiesen knapp 54 Prozent der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten einschließ-
lich öffentlicher Dienst eine Anwartschaft auf. 09 
Besonders lückenhaft ist die Absicherung bei Be-
schäftigten in kleinen und mittleren Betrieben so-
wie im Dienstleistungssektor. 

Zudem ist ungewiss, wie hoch die Renten aus 
der zweiten und dritten Schicht in den nächs-
ten Jahren ausfallen werden. Denn die in einem 
Jahr gemessene Zahl von Riester-Verträgen oder 
Betriebsrentenanwartschaften lässt noch keine 
Aussage über den Zeitverlauf zu: Seit wie vielen 
Jahren bestehen Anwartschaften oder Verträge? 
Werden sie bis zum Renteneintritt kontinuier-
lich bedient? Ist eine Anpassung der Renten an 
die Einkommens- und Preisentwicklung vorgese-
hen? Lässt sich überhaupt kalkulieren, mit wel-
chen Renditen gerechnet werden kann? 

Im Ergebnis zeigt sich, dass es bei kapitalge-
deckten Altersvorsorgeleistungen angesichts der 
unwägbaren Entwicklung auf den internationa-
len Kapitalmärkten und der Verschiedenartigkeit 
der Anlagen- und Altersvorsorgeformen nicht 
möglich ist, ein definiertes Sicherungsziel vorzu-
geben. 10 Private Altersvorsorge und die betrieb-
liche Altersversorgung können ein öffentliches, 
im Umlageverfahren finanziertes System ergän-
zen, nicht aber ersetzen. 11 Dies gilt insbesondere, 
solange diese Systeme auf Freiwilligkeit basieren. 
Aus diesen Gründen ist es nachvollziehbar, dass 
in der Koalitionsvereinbarung der neuen Bundes-
regierung festgehalten ist, das Rentenniveau nicht 
weiter abzusenken.

Ein ausreichend hohes Rentenniveau ist auch 
erforderlich, damit die Altersrenten nach einer 
langen Beschäftigungs- und Versicherungsdauer 
zumindest das Bedarfsniveau der vorleistungsun-
abhängigen Grundsicherung überschreiten. Nur 
so kann gewährleistet werden, dass sich die Bei-
tragszahlung auch „lohnt“. Ist das nicht der Fall, 

09 Vgl. dass., Alterssicherungsbericht 2020, Berlin 2020, 
S. 160.
10 Vgl. Uwe Fachinger/Harald Künemund/Martin Schulz, 
Kapitalgedeckte Altersversorgung – Ihr Beitrag zur Lebensstan-
dardsicherung, in: Uwe Fachinger/Winfried Schmähl (Hrsg.), 
Absicherung im Alter. Diskurse und Perspektiven, Münster 2015, 
S. 303–350, hier S. 303 ff.
11 Vgl. Gerhard Bäcker, Rentenversicherung oder Kapital-
markt?, in: Florian Blank/Markus Hofmann/Annelie Buntenbach 
(Hrsg.), Neustart in der Rentenpolitik, Baden-Baden 2020, 
S. 25–45, hier S. 37 ff.

droht ein Legitimations- und Akzeptanzverlust 
der Rentenversicherung. 12 

VERMEIDUNG  
VON ALTERSARMUT?

Zu hinterfragen ist, ob ein Teil der älteren Men-
schen in Deutschland so niedrige Renten bezieht, 
dass von Armut gesprochen werden muss. Nied-
rige Renten sind kein automatischer Ausdruck 
von Altersarmut. Eine Bewertung der Einkom-
menslage im Alter lässt sich sinnvoller Weise nur 
unter Berücksichtigung der gesamten Einkom-
men auf der Ebene des Haushalts vornehmen. Bei 
einer solch umfassenden Analyse erweist sich die 
Einkommenslage im Alter als weit weniger dra-
matisch als bei einem ausschließlichen Bezug auf 
die individuellen Altersrenten. 

Leistungen der Grundsicherung im Alter 
müssen aktuell 3 Prozent der älteren Bevölke-
rung beziehen; das Armutsrisiko ist also noch 
begrenzt, wiewohl die absoluten und relativen 
Empfängerzahlen in den vergangenen Jahren 
einen merklichen Anstieg aufweisen. 13 Die-
se Befunde sagen indes noch nichts über die 
zukünftigen Entwicklungen aus. Denn die ge-
genwärtige Verteilungsstruktur der Renten ist 
ein Spiegelbild von teilweise bereits sehr lange 
zurückliegenden Erwerbsmustern und -verläu-
fen. In welchem Maße es in Zukunft zu einer 
wachsenden Zahl von Niedrigrenten kommt, 
hängt im Wesentlichen davon ab, wie sich die 
Erwerbsbiografien der in den Rentenbezug 
nachrückenden Kohorten entwickeln wer-
den. Zusammenfassend lässt sich festhalten, 
dass von niedrigen Entgeltpunkten am Ende 
des Arbeitslebens in erster Linie Langzeitar-
beitslose, nicht abgesicherte Selbstständige, 
Zugewanderte sowie Beschäftigte in prekären 
Arbeitsverhältnissen und in Niedriglohnbran-
chen betroffen sind und sein werden. Das Risi-
komaß wächst, wenn die kritischen Positionen 

12 Vgl. Ingo Schäfer, Die Illusion von der Lebensstandard-
sicherung. Eine Analyse der Leistungsfähigkeit des „Drei-
Säulen-Modells“, in: Schriftenreihe der Arbeitnehmerkammer 
Bremen 1/2015, S. 30 ff.
13 Vgl. im Detail Bruno Kaltenborn, Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung: Ein statistisches Kompendium, 
Deutsche Rentenversicherung Bund, DRV-Schriften 118/2019. 
Statistisch erfasst werden nur diejenigen, die auch einen Antrag 
stellen. Tatsächlich ist von einer hohen Dunkelziffer der Nicht-
Inanspruchnahme auszugehen. 
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und Phasen über eine längere Zeit andauern 
und nicht durch „bessere“ Phasen überkom-
pensiert werden. 

Weder die private Vorsorge noch die betrieb-
liche Altersversorgung decken für diesen Perso-
nenkreis die Sicherungslücken ab. Gerade jene 
Beschäftigte, die aufgrund ihrer Erwerbsbio-
grafie nur geringe Rentenansprüche zu erwar-
ten haben, sind am wenigsten in der Lage, mit 
ihrem ohnehin geringen Einkommen noch zu-
sätzlich vorzusorgen. Insofern wirkt die ergän-
zende Altersvorsorge in einem hohen Maße so-
zial selektiv. 14 

GRENZEN  
DER FINANZIERBARKEIT?

Unstrittig ist, dass infolge des demografischen 
Wandels immer mehr Menschen im Rentenalter 
immer weniger Menschen im Erwerbsalter gegen-
überstehen werden. Das führt zu Finanzierungs-
problemen. Bei einem gegebenen Rentenniveau 
müssen die Beitragssätze und/oder die Bundes-
zuschüsse steigen. Diese Probleme dürfen aller-
dings nicht dramatisiert werden. Denn die Fi-
nanzierbarkeit der Rentenversicherung lässt sich 
nicht allein aus dem Ungleichgewicht von „älte-
rer“ Bevölkerung und Bevölkerung „im erwerbs-
fähigen Alter“ ableiten. Hinsichtlich der Stärke 
der aktiven Generation kommt es nämlich nicht 
auf die Zahl der Erwerbsfähigen, sondern auf die 
Zahl der tatsächlich Erwerbstätigen an, und zwar 
insbesondere der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten. Wenn es dazu kommt, dass sich die 
Frauenerwerbstätigenquote weiter erhöht und 
die Erwerbsbeteiligung im Alter weiter ansteigt, 
und wenn es gelingt, die in Deutschland leben-
den Mi grant: innen auch zu einem hohen Maße 
in den Arbeitsmarkt zu integrieren, nimmt die 
Entwicklung der Bei trags zah ler: innen einen an-
deren Verlauf als die Entwicklung der Bevölke-
rung im erwerbsfähigen Alter. Diese Abhängig-
keit des Umlageverfahrens von der Entwicklung 
des Arbeitsmarktes ist der entscheidende Grund 
dafür, dass der aktuelle Beitragssatz zur Renten-
versicherung mit 18,6 Prozent deutlich niedriger 
liegt als zwischen 2000 und 2010. Ein hohes und 
steigendes Beschäftigungsniveau und gute Arbeit 
sind insofern grundlegende Voraussetzungen für 
finanzierbare Renten.

14 Vgl. Bäcker/Naegele/Bispinck (Anm. 2), S. 1066 ff.

Mittel- und längerfristige demografische Be-
rechnungen müssen also mit Annahmen über 
die Entwicklung von Arbeitsmarkt, Arbeitslo-
sigkeit und versicherungspflichtiger Beschäfti-
gung kombiniert werden. Einen demografischen 
Determinismus gibt es nicht. Gleichwohl: Auch 
unter Annahme einer günstigen Beschäftigungs-
entwicklung ist mit höheren Belastungen der er-
werbstätigen Generation zu rechnen. Daran än-
dern auch andere Finanzierungsverfahren nichts: 
Auch eine Ausweitung der kapitalfundierten pri-
vaten und betrieblichen Vorsorge hat ihren Preis. 
Denn die Sparbeträge bei der Riester-Rente wie 
auch die arbeitnehmerfinanzierte betriebliche Al-
tersversorgung im Rahmen der Entgeltumwand-
lung sind mit Einkommensabzügen verbunden, 
allerdings ohne Beteiligung der Arbeitgeber. Es 
gilt die Einsicht, dass sich die Folgewirkungen 
des demografischen Wandels nicht durch andere 
Alterssicherungssysteme und Finanzierungsver-
fahren wegdefinieren oder wegreformieren las-
sen. Entscheidend wird sein, ob es gelingt, diese 
demografischen Belastungen gerecht zu verteilen 
und bei der jüngeren Generation Zustimmung 
und Akzeptanz für einen solidarischen Sozial-
staat zu finden. 
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EINKOMMEN UND ARMUT  
IM ALTER 

Claudia Vogel ∙ Harald Künemund

Die Gruppe der älteren Menschen in Deutsch-
land ist heute finanziell sehr gut ausgestattet – 
nicht ohne Ausnahmen, aber im Durchschnitt. 
Diese überwiegend gute materielle Sicherung im 
Alter ist insbesondere ein Erfolg der umlagefi-
nanzierten gesetzlichen Rentenversicherung, die 
seit der Rentenreform von 1957 ein hohes Siche-
rungsniveau und ein Schritthalten der Altersein-
kommen mit der wirtschaftlichen Entwicklung 
ermöglicht hat. Zudem konnten die heute älteren 
Menschen – im Zeitraum von Mitte der 1920er bis 
Mitte der 1950er Jahre geboren – in Zeiten wirt-
schaftlichen Wachstums und politischer Stabili-
tät Immobilien- und Geldvermögen akkumulie-
ren. Sie sind daher heute in aller Regel nicht – wie 
noch vor Einführung der gesetzlichen Renten-
versicherung – von ihren eigenen Nachkommen 
abhängig, sondern können im Gegenteil oftmals 
ihre Kinder finanziell unterstützen und durch 
Schenkungen und Erbschaften etwas zum Ver-
mögensaufbau in den nachfolgenden Generatio-
nen beitragen. Auch bilden ältere Menschen eine 
der größten Konsumentengruppen in unserer 
Marktwirtschaft.

Allerdings ist die soziale Ungleichheit inner-
halb der Gruppe der älteren Menschen groß, wie 
sich an der Verteilung sowohl der Vermögen als 
auch der Alterseinkommen ablesen lässt. Zwar 
konnte Altersarmut zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts in Deutschland faktisch als überwunden be-
trachtet werden. Doch in den vergangenen Jahren 
steigen die Armutsquoten – von einem niedri-
gen Niveau ausgehend – wieder deutlich an, wo-
von neben Kindern und Familien vor allem ältere 
Menschen betroffen sind.

Diese Entwicklung war vorhersehbar. 01 Hier 
kommt die Ausweitung des Niedriglohnsektors 
und der verschiedenen Formen atypischer Be-
schäftigung wie Befristung oder Leiharbeit zum 
Tragen, die zu geringen Rentenanwartschaften 
geführt hat, insbesondere aber auch der Paradig-
menwechsel in der Alterssicherungspolitik, der 

2002 mit einer Abkehr von der Lebensstandard-
sicherung durch die gesetzliche Rentenversiche-
rung und mit einer Stärkung der betrieblichen 
sowie der staatlich geförderten privaten Vor-
sorge besiegelt wurde. 02 Aufgrund der weiteren 
Absenkung des Leistungsniveaus der gesetzli-
chen Rentenversicherung werden Armutsrisiken 
wohl auch künftig weiter deutlich wachsen – po-
litische Kurskorrekturen ausgenommen. Selbst 
Ansätze wie die 2021 eingeführte Grundrente 
können keine flächendeckende Bekämpfung der 
Altersarmut erreichen.

In diesem Beitrag werden zunächst die wich-
tigsten Einkommensquellen im Ruhestand dar-
gestellt. Vor diesem Hintergrund wird Ein-
kommensarmut im Alter definiert und in ihrer 
zeitlichen Entwicklung dargestellt. Anschließend 
werden Gruppen älterer Menschen mit beson-
ders hohem Armutsrisiko beschrieben, Ursachen 
von Altersarmut diskutiert sowie Lösungsansät-
ze skizziert.

EINKOMMENSQUELLEN

Wenn wir Einkommen im Alter diskutieren, ist 
zunächst zu klären, wie wir die Lebensphase 
„Alter“ definieren. Lange wurde ihr Beginn mit 
dem Übergang in den Ruhestand und dem Ende 
der Berufstätigkeit gleichgesetzt. In der Statis-
tik wurden Begriffe wie „Personen im erwerbs-
fähigen Alter“ für die Altersgruppe der 15- bis 
64-Jährigen verwendet sowie „Personen in der 
Nacherwerbsphase“ für Personen ab 65 Jahren. 
Spätestens seit der schrittweisen Anhebung der 
Regelaltersgrenze von 65 auf 67 Jahre hat sich das 
überholt – als Altersgrenze wird oft nicht mehr 
das vollendete 65. Lebensjahr verwendet, son-
dern die angehobene Regelaltersgrenze. Das er-
schwert jedoch den Zeitvergleich. Zudem handelt 
es sich beim Übergang in den Ruhestand um ei-
nen Prozess, der durchaus mehrere Monate um-
fassen kann: Beendigung der Erwerbstätigkeit, 
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Tabelle 1: Personen ab 65 Jahren mit eigener und abgeleiteter Alterssicherung in Deutschland 

GESAMT MÄNNER FRAUEN

Quote Netto Ø Quote Netto Ø Quote Netto Ø

Gesetzliche Rentenversicherung 90 % 1109 € 88 % 1262 € 92 % 995 € 

Beamtenversorgung 8 % 2269 € 10 % 2597 € 6 % 1814 €

Alterssicherung der Landwirte 2 % 423 € 2 % 441 € 2 % 409 €

Betriebliche Altersversorgung 29 % 420 € 34 % 563 € 26 % 274 €

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Alterssicherungsbericht 2020, Berlin 2021, Tabelle B.4.2.

die auch schrittweise etwa durch Reduzierung 
der Arbeitszeit oder Block alters teil zeit modelle 
erfolgen kann, und Beginn eines Rentenbezugs, 
etwa einer gesetzlichen Rente oder einer Pensi-
on, der Bezug betrieblicher Renten oder sonstiger 
Renten sowie Einmalzahlungen, die zeitlich deut-
lich auseinanderliegen können. Auch kann die 
Beendigung der Erwerbstätigkeit zeitlich nicht 
nur vor, sondern auch nach dem Beginn des Ren-
tenbezugs liegen. Tatsächlich sind immer mehr 
Menschen trotz Rentenbezugs erwerbstätig, und 
die „Flexi-Rente“ ermöglicht sogar, bei Renten-
bezug zusätzliche Anwartschaften in der gesetz-
lichen Rentenversicherung zu erwerben. Für die 
erleichterte Vergleichbarkeit legen wir in diesem 
Beitrag die Altersgrenze von 65 Jahren zugrunde. 
Gleichwohl sollten diese Hinweise deutlich ma-
chen, dass „Alter“ als Begriff nicht ohne nähere 
Erläuterung interpretierbar ist.12

Im Alterssicherungssystem in Deutschland 
hat jeder Mensch – unabhängig von der Erwerbs-
biografie – einen Anspruch auf eine bedürftig-
keitsgeprüfte Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung, auch als „nullte Schicht“ be-
zeichnet. Für die erste Schicht der Regelversor-
gung ist entscheidend, ob jemand im mittleren 
Lebensalter Einkünfte aus selbstständiger oder 
aus abhängiger Beschäftigung erzielt hat, wobei 
in erster Linie die gesetzliche Rentenversiche-
rung und die Beamtenversorgung mit den jeweils 
gültigen Regelaltersgrenzen zu nennen sind. Als 

01 Vgl. z. B. Gerhard Bäcker, Alterssicherung in Deutschland, 
in: Klaus R. Schroeter/Claudia Vogel/Harald Künemund (Hrsg.), 
Handbuch Soziologie des Alter(n)s, Wiesbaden 2018,  
https://doi.org/ 10. 1007/ 978- 3- 658- 09630- 4_ 16- 1.
02 Vgl. z. B. Claudia Vogel/Harald Künemund, Armut im Alter, in: 
Petra Böhnke/Jörg Dittmann/Jan Goebel (Hrsg.), Handbuch Armut. 
Ursachen, Trends, Maßnahmen, Opladen 2018, S. 144–153.

zweite Schicht wird die ergänzende betriebliche 
Vorsorge betrachtet, als dritte die individuell er-
gänzende Sicherung wie etwa eine staatlich geför-
derte private Altersvorsorge. 03

Alterseinkommen ergeben sich aus verschie-
denen Quellen – neben gesetzlichen Renten aus 
eigenen oder abgeleiteten Anwartschaften sind 
dies gegebenenfalls betriebliche und private Ren-
ten beziehungsweise Pensionen sowie zusätzlich 
Miet- und Pachteinnahmen, Einkommen aus Ka-
pitalvermögen, private Unterstützungsleistungen 
oder Unterhaltszahlungen eines getrennt leben-
den oder geschiedenen Ehepartners sowie Trans-
fereinkommen wie Grundsicherung im Alter 
oder Wohngeld. Ein steigender Anteil von Per-
sonen mit Rentenbezug geht zudem noch einer 
Erwerbstätigkeit nach, allerdings überwiegend in 
reduziertem Stundenumfang und mit eher gerin-
gem Erwerbseinkommen. 04

In Tabelle 1 ist dargestellt, wie hoch der An-
teil älterer Menschen ist, die eine entsprechen-
de Alterssicherungsleistung erhalten, sowie der 
durchschnittliche Nettobetrag dieser Einkom-
men, wobei sowohl eigene als auch abgeleite-
te Leistungen für Hinterbliebene enthalten sind. 
Der ersten Schicht kommt die weitaus höchs-
te Bedeutung für die Alterseinkommen zu: Eine 
gesetzliche Rente erhalten 90 Prozent der Men-

03 Vgl. Uwe Fachinger, Alterssicherung und Armut, in: Karsten 
Hank et al. (Hrsg.), Alternsforschung. Handbuch für Wissen-
schaft und Praxis, Baden-Baden 2019, S. 131–170. 
04 Vgl. Heribert Engstler/Julia Simonson/Claudia Vogel, Die 
Vielfalt der selbstständigen Erwerbstätigkeit im Rentenalter 
zwischen biographischer Kontinuität und Neuanfang. Ergebnisse 
des Deutschen Alterssurveys (DEAS), in: Frerich Frerichs/Uwe 
Fachinger (Hrsg.), Selbstständige Erwerbstätigkeit und Erwerbs-
karrieren in späteren Lebensphasen. Potentiale, Risiken und 
Wechselverhältnisse, Wiesbaden 2020, S. 225–278.

https://doi.org/10.1007/978-3-658-09630-4_16-1
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schen ab 65 Jahren, und zwar im Durchschnitt 
monatlich 1109 Euro. Lediglich 29 Prozent der 
Menschen ab 65 Jahren erhalten zusätzlich eine 
Rente aus der betrieblichen Altersversorgung. 
Die Leistungen der betrieblichen Altersvorsorge 
bleiben in hohem Maße davon abhängig, wie die 
sehr unterschiedlichen Vorsorgemöglichkeiten im 
jeweiligen Sektor und Betrieb konkret ausgestal-
tet sind. 05 Zur privaten Alterssicherung ist wenig 
bekannt. Laut ersten Daten erhielten im Jahr 2019 
weniger als 2 Prozent der Personen im Alter ab 
65 Jahren Alterssicherungsleistungen aus einem 
Riester-Vertrag, wobei sich der durchschnittliche 
Bruttobetrag auf 65 Euro belief. 06

Bei Renteneintritt erfolgt eine Erstberech-
nung des Monatsbetrags der Rente. Die Alters-
ein kom men hängen aber nicht nur von dieser 
Erstberechnung ab, sondern auch von der Anpas-
sung der Leistungshöhe im Zeitverlauf. Hier zei-
gen sich große Unterschiede zwischen gesetzli-
chen Renten, deren Höhe jährlich angepasst wird, 
und der betrieblichen und privaten Alterssiche-
rung, die nicht ausreichend dynamisch gestaltet 
ist. 07 Die Dynamisierungen sind nicht aufeinan-
der abgestimmt, sodass weniger stark ansteigende 
Einkünfte aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung im Zeitverlauf nur rein theoretisch durch 
steigende Bezüge aus anderen Schichten kom-
pensiert werden könnten – da die Dynamisie-
rung in den anderen Schichten oft fehlt oder ge-
ring ausfällt, ist eher das Gegenteil der Fall: Ein 
Rückgang der Kaufkraft wird bei Inflation ins-
besondere dort festzustellen sein, wo Einkünf-
te aus der zweiten und dritten Schicht ein hohes 
Gewicht haben. 08 Die Alterseinkommen bleiben 
also hinter der wirtschaftlichen Entwicklung zu-
rück. Schließlich sind die Menschen in einer Ge-
sellschaft des langen Lebens nicht nur deutlich 
länger erwerbstätig, sondern sie erleben auch eine 
entsprechende Ausweitung der Ruhestandspha-
se. Zu bedenken bleibt auch, dass mit steigendem 
Alter Bestandteile des Einkommens wegfallen, 
etwa bei Beendigung eines beruflichen Zuver-
diensts, wenn Höchstaltersgrenzen bei bestimm-
ten privaten Rentenprodukten erreicht sind oder 

05 Vgl. Bäcker (Anm. 1).
06 Vgl. Bundestagsdrucksache 19/24926, 1. 12. 2020, S. 130.
07 Vgl. Fachinger (Anm. 3). 
08 Vgl. ders. et al., Die Dynamisierung von Alterseinkommen in 
Deutschland, in: ders./Winfried Schmähl (Hrsg.), Absicherung im 
Alter. Diskurse und Perspektiven, Münster 2015, S. 195–301.

wenn Personen sterben, die Unterhalt gezahlt ha-
ben, sowie bei Verwitwung. Zugleich können die 
Ausgaben insbesondere im Bereich von Gesund-
heit und Pflege sowie im Bereich Wohnen stei-
gen. Das individuelle Armutsrisiko wächst also 
im Verlauf der Altersphase.

Eine Besonderheit von Altersarmut im Ver-
gleich zu Armut in anderen Lebensphasen ist: 
Armut im Alter ist tatsächlich meist von Dauer. 
Wenn das gesamte Einkommen aus den verschie-
denen Alterssicherungsschichten nicht ausreicht, 
gibt es kaum Möglichkeiten, eine kleine Rente 
später noch aufzubessern. Eventuell vorhandene 
Vermögen sind bis auf ein kleines Schonvermö-
gen überwiegend aufzuzehren, falls die Grundsi-
cherung greifen soll.

ARMUT

Wird in Deutschland über Armut debattiert, 
findet meist ein Konzept relativer Armut An-
wendung, das Armut als Mangel an finanziel-
ler Teilhabe im Vergleich zum gesellschaftlichen 
Mittel fasst. 09 Hinsichtlich der Einkommensar-
mut hat sich etabliert, Menschen als armutsge-
fährdet zu betrachten, die nach Einbeziehung 
staatlicher Transferleistungen über ein Einkom-
men verfügen, das unterhalb der Armutsschwel-
le liegt, also unter 60 Prozent des mittleren Ein-
kommens der Bevölkerung. 10 Laut Statistischem 
Bundesamt liegt dieser Schwellenwert der-
zeit bei knapp 1200 Euro pro Monat für einen 
Einpersonenhaushalt.

Die Armutsgefährdungsquote der Menschen 
im Alter ab 65 Jahren ist in den vergangenen Jah-
ren von einem Minimum von 11,0 Prozent auf 

09 Die Konzeption relativer Armut steht gelegentlich in der Kri-
tik. Sie impliziert aber nicht, wie etwa Walter Krämer behauptet, 
dass es bei dieser Berechnungsmethode immer einen gewissen 
Prozentsatz an Armen geben müsse – wären die Einkommen 
gleich oder blieben innerhalb einer relativ engen Spannbreite 
um den Mittelwert, gäbe es auch keine relative Armut. Vgl. Wal-
ter Krämer, So lügt man mit Statistik, München 2000, S. 152.
10 Zur Bestimmung der Armutsgefährdung ist die individuelle 
Einkommensposition von Bedeutung, für die nicht nur das indivi-
duelle Einkommen, sondern vielmehr auch das Einkommen des 
Haushalts berücksichtigt werden muss, was über die Äquiva-
lenzgewichtung sichergestellt wird. Vgl. Statistisches Bundesamt, 
Armutsgefährdungsschwelle und Armutsgefährdung (monetäre 
Armut) in Deutschland, 4. 11. 2021, www.destatis.de/DE/The-
men/Gesellschaft- Umwelt/Einkommen- Konsum- Lebensbedin-
gungen/Lebensbedingungen- Armutsgefaehrdung/Tabellen/
armutsschwelle- gefaehrdung- mz- silc.html. 

http://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-Lebensbedingungen/Lebensbedingungen-Armutsgefaehrdung/Tabellen/armutsschwelle-gefaehrdung-mz-silc.html
http://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-Lebensbedingungen/Lebensbedingungen-Armutsgefaehrdung/Tabellen/armutsschwelle-gefaehrdung-mz-silc.html
http://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-Lebensbedingungen/Lebensbedingungen-Armutsgefaehrdung/Tabellen/armutsschwelle-gefaehrdung-mz-silc.html
http://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-Lebensbedingungen/Lebensbedingungen-Armutsgefaehrdung/Tabellen/armutsschwelle-gefaehrdung-mz-silc.html
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Tabelle 2: Armutsgefährdungsquote im Zeitvergleich (Mikrozensus), in Prozent

2005 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019

65 Jahre und älter

Gesamt 11,0 12,3 13,2 13,6 14,3 14,4 14,6 14,8 14,6 14,7 15,7

Frauen 12,7 13,8 15,0 15,5 16,2 16,1 16,3 16,4 16,3 16,4 17,4

Männer 8,7 10,3 10,8 11,1 12,0 12,3 12,6 12,7 12,5 12,7 13,5

Bezieherinnen und Bezieher von Renten und Pensionen

Gesamt 10,7 12,6 13,8 14,2 15,2 15,6 15,9 15,9 16,0 16,1 17,1

Quelle: Bundesregierung, Lebenslagen in Deutschland. Der Sechste Armuts- und Reichtumsbericht, Berlin 2021, S. 478. 

15,7 Prozent gestiegen (Tabelle 2). Bei 18,3 Millio-
nen Menschen im Alter von 65 und mehr Jahren 11 
bedeutet das: Rund 2,9 Millionen ältere Menschen 
sind armutsgefährdet. 12 Bezieht man auch unter 
65-Jährige mit Renten- oder Pensionsbezug ein, 
liegt die Armutsgefährdungsquote mit 17,1 Pro-
zent höher. Ältere Frauen sind anteilig häufiger 
von Armut bedroht als ältere Männer. Der Ab-
stand zwischen Frauen und Männern, der sich aus 
den geschlechtsspezifisch unterschiedlichen Er-
werbsbiografien ergibt, hat lediglich geringfügig 
abgenommen. Dass die Unterschiede nicht noch 
größer sind, liegt an der Berücksichtigung der fi-
nanziellen Situation des gesamten Haushalts so-
wie an der Hinterbliebenen versorgung.

Diese Betrachtung der Altersarmut anhand 
der Einkommen erfolgt ohne Berücksichtigung 
der jeweiligen Vermögen. Es kann also nicht von 
einer so berechneten Armutsgefährdung auf fak-
tische Armut im Einzelfall geschlossen wer-
den. Auch gibt es den Trend einer zunehmenden 
Überschuldung bei älteren Menschen: Für das 
Jahr 2020 weist die Überschuldungsstatistik aus, 
dass 7,5 Prozent der in Schuldner- oder Insolvenz-
beratungsstellen beratenen Personen über 64 Jah-
re alt waren; 2015 waren 6,3 Prozent der beratenen 
Personen in dieser Altersgruppe. 13 Unklar ist, wie 

11 Vgl. dass., Ältere Menschen, 2022, www.destatis.de/DE/
Themen/Querschnitt/Demografischer- Wandel/Aeltere- Men-
schen/bevoelkerung- ab- 65- j.html. 
12 Selbst wenn die Quote konstant bliebe, würde die absolute 
Zahl der von Armut betroffenen älteren Menschen in den 
nächsten Jahren steigen, da geburtenstarke Jahrgänge in den 
Ruhestand treten werden.
13 Vgl. Statistisches Bundesamt, Überschuldungsstatistik, 2022, 
www- genesis.destatis.de. 

hoch die Dunkelziffer von überschuldeten Älte-
ren ist, die keine Beratungsangebote in Anspruch 
nehmen. Einkommensarmut und das Leben ohne 
finanzielle Reserven hängen stark miteinander 
zusammen, sind aber nicht deckungsgleich. In 
sehr seltenen Fällen gibt es Menschen, die größe-
re Vermögen haben, etwa einen landwirtschaftli-
chen Betrieb, aber nur geringe Einkommen und 
somit als einkommensarm gelten können. Häufi-
ger ist der umgekehrte Fall, dass Menschen kein 
Vermögen haben und möglicherweise sogar ver-
schuldet sind, aber nicht als arm gelten, weil ihre 
laufenden Einkommen oberhalb der Armuts-
schwelle liegen. 14 Auch gibt es in Deutschland 
vermehrt Fälle, in denen ältere Menschen exis-
tenzielle Notlagen erfahren, etwa bei Wohnungs-
losigkeit. 15 Die Forschungslage ist hier bislang 
allerdings schlecht, insbesondere was Differen-
zierungen nach Alter betrifft.

Der Anstieg der Armut im Alter lässt sich 
auch daran ablesen, dass immer mehr Menschen 
Grundsicherung im Alter beziehen und der re-
lative Anteil der Grundsicherungsempfängerin-
nen und -empfänger an der älteren Bevölkerung 
steigt. Die Grundsicherung im Alter ist eine steu-
erfinanzierte Sozialleistung und wird bedarfsge-
prüft bewilligt. Leistungen erhalten Menschen auf 
Antrag, die die Altersgrenze nach Paragraf 41 Ab-
satz 2 Sozialgesetzbuch XII erreicht haben und ih-
ren Lebensunterhalt nicht aus eigenem Einkom-

14 Vgl. Jan Goebel/Markus Grabka, Armut im Zusammenspiel 
von Einkommen und Vermögen, in: Böhnke/Dittmann/Goebel 
(Anm. 2), S. 93–106.
15 Vgl. Sarah Lotties, Zu Lebenslagen wohnungsloser und von 
Wohnungslosigkeit bedrohter Menschen in Deutschland, Berlin 
2021.

http://www.destatis.de/DE/Themen/Querschnitt/Demografischer-Wandel/Aeltere-Menschen/bevoelkerung-ab-65-j.html
http://www.destatis.de/DE/Themen/Querschnitt/Demografischer-Wandel/Aeltere-Menschen/bevoelkerung-ab-65-j.html
http://www.destatis.de/DE/Themen/Querschnitt/Demografischer-Wandel/Aeltere-Menschen/bevoelkerung-ab-65-j.html
http://www-genesis.destatis.de
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men sicherstellen können. Der Nettoanspruch lag 
2017 im Durchschnitt bei 499 Euro, Leistungen 
für Unterkunft und Heizung werden zusätzlich 
entsprechend den tatsächlich anfallenden Kosten 
übernommen, wenn sie „angemessen“ sind. 16 Die 
Anträge müssen in regelmäßigen Abständen neu 
gestellt werden. Leistungen werden meist für ein 
Jahr bewilligt. Ein Bezug der Grundsicherung im 
Alter ist jedoch meist von Dauer. 17

Bei Einführung im Jahr 2003 bezogen 257 734 
Personen Grundsicherung im Alter, ein Anteil 
von 1,7 Prozent. Im Jahr 2020 waren es mit 564 110 
Personen bereits weit mehr als doppelt so viele, 
ein Anteil von 3,2 Prozent. Dabei ist der Anteil 
der Männer mit 3,3 Prozent ähnlich hoch wie der 
Anteil der Frauen mit 3,2 Prozent. Große Unter-
schiede zeigen sich vor allem zwischen Menschen 
mit und Menschen ohne deutsche Staatsange-
hörigkeit: Während unter denjenigen mit deut-
scher Staatsangehörigkeit lediglich 2,6 Prozent 
der Männer und 2,4 Prozent der Frauen Grundsi-
cherung im Alter beziehen, sind es in der Gruppe 
ohne deutsche Staatsangehörigkeit 15,0 Prozent 
der Männer und 19,2 Prozent der Frauen. 18 Die 
große Mehrheit der Empfängerinnen und Emp-
fänger stocken eine niedrige Rente durch Grund-
sicherungsleistungen auf, nur etwa ein Viertel von 
ihnen ist ohne Rentenanspruch. 19 

Armut im Alter wird aufgrund dieser Antei-
le von Grundsicherungsbezug sicherlich unter-
schätzt, da nicht alle bedürftigen älteren Menschen 
ihren Rechtsanspruch auf Grundsicherung tat-
sächlich geltend machen – sei es aus Unwissenheit, 
Scham oder Bescheidenheit. 20 Der Grundsiche-
rungsbezug als Indikator für Armut ist ebenfalls 
umstritten: Menschen werden gewissermaßen da-
durch zu „Armen“ erklärt, dass ihre Situation staat-
lich überprüft und durch die Bewilligung von So-
zialleistungen sichtbar wird. Politisch wird Armut 
im Zusammenhang mit Grundsicherung gelegent-
lich auch als „erfolgreich bekämpft“ thematisiert, 

16 Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Soziale 
Mindestsicherung in Deutschland 2017, Wiesbaden 2019.
17 Vgl. Bäcker (Anm. 1).
18 Vgl. Statistisches Bundesamt, Grundsicherung, 2022,  
www- genesis.destatis.de.
19 Vgl. Antonio Brettschneider/Ute Klammer, Armut im Alter, 
in: Kirsten Aner/Ute Karl (Hrsg.), Handbuch Soziale Arbeit und 
Alter, Wiesbaden 2020, S. 433–441.
20 Vgl. Hermann Buslei et al., Starke Nichtinanspruchnahme 
von Grundsicherung deutet auf hohe verdeckte Altersarmut, in: 
DIW Wochenbericht 49/2019, S. 910–917.

allerdings leben Empfängerinnen und Empfänger 
in der Regel dennoch mit einem Einkommen un-
terhalb der Armutsschwelle von 60 Prozent des 
Medianeinkommens, zudem sind nur Vermögen 
bis zu 5000 Euro als Schonvermögen vorgesehen. 
Insofern halten wir die relative Betrachtung der 
Armutsgefährdung für eine Bewertung der Ver-
änderungen in der Gesellschaft für die wichtigste 
Perspektive, die sich zwar nicht verlässlich für die 
Bewertung von Einzelfällen, wohl aber für Verglei-
che von Bevölkerungsgruppen eignet. 

Eine differenziertere Analyse der armutsge-
fährdeten Personengruppe über 65 erlauben die 
Daten des Sozio-oekonomischen Panels (Abbil-
dung). 21 So lag 2018 die Armutsgefährdungsquo-
te der Menschen der Altersgruppe ab 85 Jahre 
mit 23 Prozent weitaus höher als jene der 65- bis 
74-Jährigen und der 75- bis 84-Jährigen. Hierzu 
trägt unter anderem bei, dass zu der Gruppe der 
ab 85-Jährigen überdurchschnittlich viele Frauen 
und Witwen zählen, da sie eine höhere Lebens-
erwartung haben als Männer, aber auch geringe-
re Alterseinkünfte. Die vom Statistischen Bun-
desamt als „hochbetagte Personen“ bezeichnete 
Gruppe der über 84-Jährigen wächst stark und 
umfasst mittlerweile 2,5 Millionen Menschen. 22 

Nach Familienstand betrachtet ist die Armuts-
gefährdung bei verwitweten deutlich höher als bei 
verheirateten Personen. Das höchste Armutsrisi-
ko haben Geschiedene, fast jede dritte geschiedene 
Person ist im Alter armutsgefährdet. Nach Wohn-
region zeigt sich, dass die Armutsquote der 65-Jäh-
rigen und älteren Menschen in Ost- heute etwas 
höher ist als in Westdeutschland. Insbesondere bei 
den in den 1950er Jahren Geborenen, die derzeit 
das Rentenalter erreichen, machen sich lange Pha-
sen der Arbeitslosigkeit nach der Wiedervereini-
gung nun in geringen Renten bemerkbar. Betrach-
tet man die Armutsgefährdung der 65-Jährigen und 
älteren Menschen nach Staatsangehörigkeit, zeigt 
sich, dass Menschen ohne deutsche Staatsangehö-
rigkeit eine mehr als doppelt so hohe Armutsge-
fährdung aufweisen wie deutsche Staatsangehörige. 
Bei Personen, die eine Beamtenpension erhalten, ist 
die Armutsgefährdungsquote nahe null. Bei Perso-
nen im Alter ab 65 Jahren, die eine gesetzliche Ren-
te beziehen, ist die Armutsgefährdungsquote hin-
gegen mit 17 Prozent vergleichsweise hoch.

21 Wir bedanken uns bei Alberto Lozano Alcántara für SOEP-
Sonderauswertungen. 
22 Vgl. Statistisches Bundesamt (Anm. 11).

http://www-genesis.destatis.de
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Abbildung: Armutsgefährdungsquoten von Menschen ab 65 Jahre 2018, in Prozent 
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Quelle: Sozio-oekonomisches Panel 2019 

GRÜNDE

Die in der gesetzlichen Rentenversicherung er-
worbenen Anwartschaften spiegeln das gesam-
te Erwerbsleben wider – wer viel eingezahlt hat, 
bekommt eine hohe Rente, wer wenig eingezahlt 
hat, eine geringe. Viel eingezahlt haben in der Re-
gel abhängig Beschäftigte, die kontinuierlich und 
in Vollzeit erwerbstätig waren. Wenig eingezahlt 
haben in der Regel Beschäftigte, die lange Pha-
sen der Krankheit oder der Arbeitslosigkeit er-
lebt haben sowie Phasen der Erwerbsunterbre-
chung etwa zur Ausübung privater Sorgearbeit. 23 
Außerdem haben diejenigen wenig eingezahlt, 
die weniger verdienen, was zu einem großen Teil 
das höhere Armutsrisiko von Frauen oder auch 
von Menschen ohne deutsche Staatsangehörigkeit 
 erklärt.

Im Alter von Armut betroffen zu sein, kann 
also verschiedene individuelle und biografische, 
aber auch strukturelle und systembedingte Grün-
de haben. Als biografische Faktoren, die zu dis-
kontinuierlichen Erwerbs- und Versicherungs-
verläufen führen und somit das Risiko für Armut 
im Alter erhöhen, sind erstens gesundheitliche 
Beeinträchtigungen, Krankheit und Erwerbsun-
fähigkeit sowie Behinderung zu nennen. Mehr 
als 1,8 Millionen Menschen beziehen Erwerbs-

23 Vgl. Brettschneider/Klammer (Anm. 19).

minderungsrenten, deren Beträge oft nicht für ein 
individuelles Einkommen oberhalb der Armuts-
schwelle ausreichen. 24 

Zweitens sind familiäre Verpflichtungen zu 
nennen. Menschen unterbrechen ihre Erwerbsar-
beit oder reduzieren den Stundenumfang in ver-
schiedenen Phasen des Familienlebens. Bei der 
Geburt von Kindern sind es meist die Mütter, die 
ihre Erwerbsarbeit unterbrechen. Bei den heute 
Älteren war der Anteil von Hausfrauen noch be-
sonders hoch. Nicht zu unterschätzen ist auch, 
wie viele Angehörige Pflegebedürftige – meist 
die Eltern, aber auch Partnerinnen und Partner 
oder kranke Kinder – betreuen. 25 Und während 
durch die gemeinsame Altersvorsorge im Haus-
haltskontext inklusive der Hinterbliebenenabsi-
cherung der gesetzlichen Rentenversicherung oft 
Armut im Alter abgewendet wird, bergen Tren-
nung und Scheidung vor allem für Frauen ohne 
ausreichende eigene Anwartschaften ein hohes 
Armutsrisiko – auch beim sogenannten Renten-
splitting, der Teilung von Rentenansprüchen zwi-
schen Ehe- und Lebenspartnern.

24 Gerhard Bäcker/Ernst Kistler, Erwerbsminderungsrenten, 
30. 1. 2020, www.bpb.de/ 290880. 
25 Vgl. Daniela Klaus/Claudia Vogel, Geht das stärkere 
Engagement von Frauen in der Pflege und Unterstützung auf 
ihre geringere Arbeitsmarktbeteiligung zurück? Ein Beitrag 
zur Gleichstellungsdebatte, in: Sozialer Fortschritt 2/2021, 
S. 53–108.

http://www.bpb.de/290880
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Drittens ist der Faktor Migration zu nen-
nen. Wer einen Teil seines Erwerbslebens außer-
halb des bundesdeutschen Systems verbracht hat, 
dem fehlen möglicherweise entsprechende An-
wartschaften bei der Deutschen Rentenversiche-
rung. 26 Prinzipiell können ältere Menschen auch 
aus mehreren Ländern Renten beziehen, die ho-
hen Armutsquoten der älteren Migrantinnen und 
Migranten verweisen jedoch darauf, dass dies ins-
besondere für die heute Älteren kaum in nen-
nenswertem Umfang der Fall ist. Zudem haben 
Ältere mit Migrationshintergrund auch häufiger 
durch geringe Einkommen und Arbeitslosigkeit 
geprägte Erwerbsverläufe in Deutschland. 27 Oft 
überlappen sich gesundheitliche, familiale und 
migrationsspezifische Aspekte. 

Als strukturelle Gründe für Armut im Al-
ter lassen sich sowohl arbeitsmarktpolitische als 
auch alterssicherungspolitische Faktoren nen-
nen: Zu den gravierendsten Veränderungen des 
Arbeitsmarktes der vergangenen Jahrzehnte zäh-
len der Ausbau des Niedriglohnsektors, die Aus-
weitung der atypischen Beschäftigung sowie die 
Zunahme hybrider Selbstständigkeit und das 
Ausüben mehrerer Beschäftigungsverhältnisse. 
Sowohl die dauerhafte Beschäftigung im Nied-
riglohnsektor als auch eine dauerhafte Tätigkeit 
in Teilzeit führen zu geringen Rentenanwart-
schaften. Bei den heutigen Rentnerinnen und 
Rentnern haben zudem Phasen hoher Arbeitslo-
sigkeit, aber auch neue Formen der nicht-sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigung wie Mi-
nijobs – neben der klassischen Schattenwirtschaft 
– zu vielen vergleichsweise geringen Renten bei-
getragen. 28 Insbesondere in Ostdeutschland wird 
sich die hohe Arbeitslosigkeit nach der Wieder-
vereinigung bis zum Ende der Finanzkrise in den 
nächsten Jahren wahrscheinlich in noch stärke-
rem Maße im Anstieg der Armutsquote der ren-
tennahen Jahrgänge zeigen. 29

26 Vgl. Brettschneider/Klammer (Anm. 19).
27 Vgl. Janina Söhn, Migration: Erwerbsverläufe und Renten-
ansprüche von Zugewanderten bei der Gesetzlichen Rentenver-
sicherung, Berlin 2018.
28 Eine derzeit diskutierte Erhöhung der Verdienstgrenze für 
Minijobs auf 520 Euro wird dieses Problem zusätzlich verschär-
fen. Und anders als häufig vermutet, ist auch eine Erwerbstätig-
keit bei Bezug von Altersrente kein Mittel gegen Armut im Alter. 
Viele sind im Alter arm, weil sie auf dem Arbeitsmarkt weniger 
Chancen hatten als andere – dies lässt sich im höheren Lebens-
alter meist nicht mehr revidieren.
29 Vgl. Peter Haan et al., Entwicklung der Altersarmut bis 
2036, Gütersloh 2017.

Zu den alterssicherungspolitischen Faktoren 
gehören mangelnde Vorsorgefähigkeit und -be-
reitschaft. 30 Nur wer Erwerbseinkommen in aus-
reichender Höhe und über einen ausreichenden 
Zeitraum erzielt, kann individuell ausreichend 
Anwartschaften auf Leistungen aus einem Alters-
sicherungssystem erwerben. Die Vorsorgebereit-
schaft ist nicht nur voraussetzungsreich, weil sie 
Vorsorgefähigkeit benötigt. Um langfristig und 
vorausschauend vorsorgen zu können, benötigen 
Menschen ausreichendes Wissen über die Not-
wendigkeit und die Möglichkeiten einer adäqua-
ten Altersvorsorge. Dem steht sowohl die Kom-
plexität der Alterssicherungssysteme entgegen, 
die durch die Teilprivatisierung im Mehrschicht-
system stark gestiegen ist, als auch die Schwierig-
keit, zukünftige Entwicklungen der Kapitalmärk-
te korrekt einschätzen zu können.

LÖSUNGSVORSCHLÄGE

Nach unserer Einschätzung kann mehr Eigenver-
antwortung in der Altersvorsorge nicht die Lösung 
für das Problem einer steigenden Altersarmut sein. 
Die Rede von mehr Eigenverantwortung suggeriert 
fälschlicherweise, dass Armut im Alter selbstver-
schuldet und durch individuelle Verhaltensverän-
derung vermeidbar sei, und bestraft unter anderem 
jene, die für die Familie und die Gesellschaft unbe-
zahlte Arbeit geleistet haben. Stattdessen sollte das 
System von Altersvorsorge und Grundsicherung 
so ausgestaltet werden, dass es allen sichere Alters-
einkommen und einen verlässlichen Schutz vor fi-
nanzieller Not im Alter bietet. Die Stärkung der 
gesetzlichen Rentenversicherung mit ihren solidari-
schen Elementen und ihrer Dynamisierung ist hier-
für der beste Weg. So könnte etwa geprüft werden, 
weitere Berufsgruppen wie etwa Selbstständige in 
die gesetzliche Rentenversicherung einzubeziehen 
oder den Anspruch auf Grundrente zu erweitern 
– die Anforderung von 35 Versicherungsjahren ist 
für viele armutsgefährdete Menschen im Alter heu-
te nicht zu erfüllen. Der Einbezug der Beamtinnen 
und Beamten wäre hingegen wenig hilfreich, weil 
diese sowohl durchschnittlich hohe Einkommen 
als auch durchschnittlich hohe Lebenserwartun-
gen haben – das Finanzierungsproblem der gesetz-
lichen Rentenversicherung würde also mittelfris-
tig größer. Hier ist die Steuerfinanzierung mit ihrer 
breiteren Basis vorzuziehen.

30 Vgl. Fachinger (Anm. 3).
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Die gegenwärtige Tendenz der Individualisie-
rung sozialer Risiken findet eine fast schon zyni-
sche Zuspitzung in der Forderung nach financial 
literacy, also der Kompetenz, alterseinkommenssi-
chernde Entscheidungen am Kapitalmarkt richtig 
zu treffen, obgleich die komplexen Entwicklungen 
aller die Alterssicherung beeinflussenden Größen 
auch von Expertinnen und Experten nicht lang-
fristig zu überschauen sind. 31 Das Drei-Schich-
ten-System ist, um es ökonomisch auszudrücken, 
höchst ineffektiv. Vor allem schützt es jene Grup-
pen nicht vor Altersarmut, die nicht ausreichend 
vorsorgen können, weil ihnen im mittleren Al-
ter die finanziellen Ressourcen dafür fehlen. Mit 
Blick auf die gestiegene Armut auch bei Famili-
en schreibt sich das Problem der Armut im Alter 
in den Lebensläufen der jüngeren Menschen von 
heute – den älteren Menschen von morgen – be-
reits fest, wenn keine Kurskorrekturen erfolgen. 

31 Ausführlicher hierzu Ingo Bode/Felix Wilke, Private Vor-
sorge als Illusion: Rationalitätsprobleme des neuen deutschen 
Rentenmodells, Frankfurt/M. 2014.

Zudem sollten denjenigen, die heute zu den älte-
ren Menschen gehören und in Armut leben, ihre 
Rechte nicht verwehrt werden. Es braucht Verbes-
serungen etwa bei der Antragstellung für soziale 
Transferleistungen, um die Inanspruchnahme von 
Hilfeleistungen wie Wohngeld und Grundsiche-
rung zu erhöhen. Es lohnt sich, Armut im Alter zu 
bekämpfen, denn ein Leben in finanzieller Sicher-
heit auch im höheren Lebensalter ist ein wichtiger 
Faktor für eine starke Zivilgesellschaft und eine 
funktionierende Demokratie.
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ARBEIT UND ALTER(N) 
Wie ein längeres Erwerbsleben möglich werden kann
Götz Richter ∙ Anita Tisch ∙ Hans Martin Hasselhorn ∙ Lutz Bellmann

Das Ziel, „allen älteren Erwerbstätigen, die dies 
können und wollen, [zu] ermöglichen auch min-
destens bis zum regulären Renteneintrittsalter zu 
arbeiten“, haben SPD, Grüne und FDP im Koali-
tionsvertrag 2021 vereinbart. Als „reguläres Ren-
teneintrittsalter“ oder „Regelaltersgrenze“ wird 
das Alter bezeichnet, mit dem ältere Beschäftigte 
bei vollen Rentenbezügen in den Ruhestand gehen 
können. Für die Geburtsjahrgänge ab 1964 liegt es 
beim 67. Lebensjahr, für die älteren der sogenann-
ten Babyboomer-Jahrgänge etwas darunter. Die 
meisten Babyboomer, nämlich sieben von zehn, 
meinen, nicht bis zu ihrer Regelaltersgrenze arbei-
ten zu können. 01 Dabei gibt es große Unterschie-
de zwischen Erwerbsgruppen, das heißt, die Art 
der Tätigkeit spielt hier offenbar eine große Rolle. 

Die Debatte über das Eintrittsalter in die ge-
setzliche Rente findet vor dem Hintergrund einer 
seit vielen Jahren zunehmenden Erwerbstätigkeit 
Älterer statt. Während sich bei jüngeren Alters-
gruppen nur leichte Schwankungen zeigen, hat die 
Erwerbsbeteiligung der über 55-Jährigen leicht, 
die der über 60-Jährigen in den vergangenen Jahr-
zehnten deutlich zugenommen. Dies ist unter an-
derem auf eine gestiegene Beschäftigungsquote 
von Frauen auch im höheren Erwerbsalter zu-
rückzuführen, aber auch der Anteil älterer, ab-
hängig erwerbstätiger Männer an der gleichaltri-
gen Bevölkerung ist gewachsen (Abbildung 1). 

Gleichzeitig liegt die Erwerbsbeteiligung Äl-
terer noch immer deutlich unter der von jüngeren 
Altersgruppen. Ein großer Teil der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer arbeitet demnach 
nicht bis zur Regelaltersgrenze, sondern schei-
det vorzeitig aus dem Arbeitsleben aus. Obwohl 
sich das Erwerbsverhalten und die Nachfrage der 
Betriebe in den vergangenen 25 Jahren stark ver-
ändert haben, erreicht die Verlängerung des Er-
werbslebens nicht alle Beschäftigtengruppen. 
Viele Ältere wählen einen Übergang in den vorzei-
tigen Ruhestand, sei es aufgrund langjähriger Bei-
tragszahlungen, Erwerbsminderung, Brückenar-

beitslosigkeit oder sogar unter Inkaufnahme von 
Rentenabschlägen. Auch deswegen konnte das 
veränderte Erwerbsverhalten die Fachkräftelücke 
aufseiten der Betriebe nicht schließen. Vielmehr 
gibt es eine Vielzahl von Regionen und Branchen 
mit großem Bedarf an Fachkräften – auf nahezu 
allen qualifikatorischen Ebenen.

In diesem Beitrag fragen wir nach den Grün-
den für das anhaltend frühe Erwerbsausstiegsal-
ter eines großen Teils der Beschäftigten. Aus-
gangspunkt sind Konzepte zur Arbeits- und 
Beschäftigungsfähigkeit im Lebensverlauf. Un-
ter der Beschäftigungsfähigkeit werden indivi-
duelle Voraussetzungen für eine generelle Teilha-
be am Erwerbsleben summiert, also in gewisser 
Weise die Passung von Individuum und Arbeits-
markt. 02 Mit der Perspektive „dürfen“ betrachten 
wir dementsprechend zunächst den Arbeitsmarkt 
und die Beschäftigungspolitik der Betriebe ge-
genüber älteren Erwerbspersonen. 

Das Konzept der Arbeitsfähigkeit (work abi-
lity) adressiert die Gestaltungsebene von Er-
werbsarbeit und umfasst die Faktoren, die eine 
Person in einer bestimmten beruflichen Situati-
on in die Lage versetzen, ihre beruflichen Auf-
gaben erfolgreich zu bewältigen. 03 Das Konzept 
strebt eine Balance zwischen beruflichen Anfor-
derungen und Ressourcen wie Kompetenzen, 
Unterstützung durch Führungskräfte sowie Kol-
leginnen und Kollegen an und beschreibt dem-
entsprechend, inwiefern Beschäftigte ihre kon-
kreten Tätigkeiten ausüben „können“, analysiert 
also die qualifikatorischen und gesundheitlichen 
Voraussetzungen. Abschließend blicken wir auf 
die motivationalen Grundlagen der Erwerbsar-
beit – das Arbeiten „Wollen“. 

DÜRFEN

Die kontinuierliche Zunahme der Erwerbsquo-
te der älteren Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ist eine Erfolgsgeschichte, die noch vor 
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Abbildung 1: Beschäftigungsquoten (abhängige Beschäftigung) nach Altersgruppen, in Prozent
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigtenstatistik, eigene Darstellung.

20 Jahren kaum denkbar war. Allerdings profitie-
ren nicht alle Arbeitnehmergruppen gleicherma-
ßen von den verbesserten Beschäftigungschan-
cen. Ein genauer Blick zeigt starke Unterschiede 
nach Geschlecht, Alter und Qualifikationsniveau. 
Hinzu kommt, dass viele Ältere in Teilzeit oder 
geringfügig beschäftigt sind. Mit zunehmendem 
Lebensalter steigt der Anteil derjenigen, die nicht 
mehr erwerbstätig sind – manche, weil sie nicht 
mehr wollen oder können, nicht wenige aber 
auch, weil sie nicht mehr „dürfen“.123 

In der Tat werden Ältere in vielen Betrieben 
zwar beschäftigt, aber seltener wieder oder neu 
eingestellt. Noch immer setzen Betriebe häufig 
lieber auf jüngere Bewerberinnen und Bewer-
ber, da sich Investitionen hier vermeintlich län-

01 Das belegen die Ergebnisse der repräsentativen Studie 
„lidA – leben in der Arbeit“ 2018. Siehe www.lida- studie.de.
02 Vgl. Kai Seiler, Beschäftigungsfähigkeit umfassend denken 
und fördern – ein Thema für die Arbeitswissenschaft, in: Zeit-
schrift für Arbeitswissenschaft 4/2009, S. 273–276.
03 Vgl. Juhani Ilmarinen/Jürgen Tempel, Erhaltung, Förde-
rung und Entwicklung der Arbeitsfähigkeit – Konzepte und 
Forschungsergebnisse aus Finnland, in: Bernhard Badura et al. 
(Hrsg.), Demographischer Wandel: Herausforderung für die 
betriebliche Personal- und Gesundheitspolitik. Fehlzeiten-Report 
2002, Berlin 2003, S. 85–99.

ger auszahlen. Ob dieses Kalkül angesichts der 
hohen Veränderungsdynamik der Arbeitswelt 
fortbestehen wird, bleibt abzuwarten. Allerdings 
sinkt mit dem Alter auch die Neigung, eine neue 
Stelle anzunehmen. Denn mit der Betriebszu-
gehörigkeit steigt in der Regel auch die Entloh-
nung, und ein Arbeitgeberwechsel ist nicht selten 
mit Gehaltseinbußen verbunden. Im Gegensatz 
zu Jüngeren sind Ältere deshalb weniger geneigt, 
eine Stelle anzunehmen, die zwar berufliche Per-
spektiven eröffnet, aber mit einer möglicherwei-
se geringeren Entlohnung verbunden ist. Auch 
finden Ältere nach einem Betriebswechsel häu-
fig nur mit großen Schwierigkeiten eine Stelle, 
die ihrer bisherigen beruflichen Position und Tä-
tigkeit entspricht. Bei Arbeitsplatzverlust gilt es 
dann, zwischen einem mit Abschlägen verbunde-
nen vorzeitigen Renteneintritt und einer schlech-
ter entlohnten Stelle abzuwägen. 

Der Weiterbildung kommt angesichts techni-
scher und organisatorischer Neuerungen in na-
hezu allen Betrieben und Verwaltungen eine he-
rausragende Bedeutung zu, um Fähigkeiten und 
Fertigkeiten an veränderte Bedingungen anzu-
passen. Das Niveau der beruflichen Weiterbil-
dung ist bis zur Covid-19-Pandemie stark gestie-
gen. Jedoch gibt es nach wie vor große Defizite 

http://www.lida-studie.de
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bei der Einbeziehung der älteren Erwerbstätigen. 
Während sich im Zeitraum von 2001 bis 2017 der 
Anteil der Betriebe, die mindestens einem Be-
schäftigten die Kosten der Teilnahme an einer 
Weiterbildung finanzieren, von 18 auf 35 Pro-
zent fast verdoppelt hat, verharrt der Anteil der 
Betriebe, die auch älteren Beschäftigten ein Wei-
terbildungsangebot unterbreiten, bei 7 Prozent. 04 
Dabei wurden nur solche Betriebe berücksichtigt, 
die auch Ältere beschäftigen.

Vor allem kleinere und mittlere Betriebe be-
ziehen ältere Beschäftigte häufig nicht in Wei-
terbildungen ein. Unterschiede zeigen sich auch 
je nach Wirtschaftszweig. In einigen Bereichen, 
wie etwa in der Chemie-, Metall-, und Elektro-
industrie gibt es demografiebezogene Tarifver-
einbarungen, die betriebliche Maßnahmen zur 
Erhaltung der Arbeits- und Beschäftigungsfä-
higkeit Älterer adressieren, 05 was in einer höhe-
ren Beteiligung Älterer an Weiterbildungsmaß-
nahmen resultiert. 

KÖNNEN

Eine Voraussetzung dafür, bis zur Regelalters-
grenze erwerbstätig zu sein, ist, dies auch zu kön-
nen. Auf den ersten Blick geht es hier um die 
Gesundheit. So führt schwere psychische bezie-
hungsweise körperliche Krankheit oder funktio-
nelle Behinderung dazu, dass manche Menschen 
bereits im mittleren oder gar schon im jungen Al-
ter nicht mehr erwerbstätig sein können und vor-
zeitig aus dem Erwerbsleben ausscheiden. An-
dererseits kann es auch die Arbeit sein, die dazu 
führt, dass manche Menschen nicht mehr er-
werbstätig sein können, nämlich dann, wenn die 
Arbeitsanforderungen nicht mehr mit den Res-
sourcen der Arbeitenden übereinstimmen. Beide 
Einflüsse, die Arbeitsanforderungen und die Res-

04 Vgl. Lutz Bellmann/Ute Leber/Sandra Dummert, Konstanz 
altersgerechter Maßnahmen trotz steigender Beschäftigung Äl-
terer, in: WSI-Mitteilungen 1/2018, S. 20–27; ders. et al., Altern 
im Betrieb. Alterung und Alter(n)smanagement in kleinen und 
mittleren Unternehmen vom Einzelfall zur professionalisierten 
Systematik, Düsseldorf 2018.
05 Vgl. Wolfgang Anlauft/Werner Feldes, Demografietarifver-
träge – Genese, Wirkungen und Perspektiven eines Gestaltungs-
konzepts, in: Götz Richter (Hrsg.), Arbeit und Altern – Eine Bilanz 
nach 20 Jahren Forschung und Praxis, Baden-Baden 2021, 
S. 253–277; Peter Guggemos/Ralph Conrads, Zur Verankerung 
demografiebezogener Themen in Tarifverträgen und Betriebs-
vereinbarungen – Beobachtungen und Einschätzungen, in: ebd., 
S. 217–252.

sourcen, bestimmen zusammen die Arbeitsfähig-
keit der Beschäftigten und damit auch, wie lange 
sie erwerbstätig sein können. 

Studienergebnisse legen nahe, dass zahlreiche 
Arbeitsfaktoren eine Rolle dabei spielen, wie lan-
ge Menschen erwerbstätig sein können, jedoch in 
unterschiedlichem Ausmaß. Besonders einfluss-
reich ist die körperliche Schwere der Arbeit. Be-
reits im jungen Erwerbsalter gehen Menschen mit 
schwerer körperlicher Arbeit davon aus, nicht 
lange erwerbstätig sein zu können. 06 Neben dem 
Arbeitsinhalt wirkt hier auch eine Reihe von ar-
beitsorganisatorischen Faktoren in dieselbe Rich-
tung: Menschen mit Nacht- und Schichtarbeit 
können weniger lange erwerbstätig sein, ebenso 
wie Menschen, deren Arbeit durch eine hohe In-
tensität charakterisiert ist. Ein weiterer bedeutsa-
mer arbeitsorganisatorischer Faktor ist der eigene 
Einfluss bei der Arbeit. Beschäftigte mit hohem 
Einfluss können sich ihre Arbeit oft so gestalten, 
dass sie länger im Leben weiterarbeiten können. 
Dies berührt auch die Frage von Führung und 
Vertrauen im Betrieb. Es überrascht nicht, dass 
Beschäftigte, die Vertrauen in ihre Vorgesetzten 
haben, angeben, deutlich länger erwerbstätig sein 
zu können, als Beschäftigte mit geringem oder 
keinem Vertrauen. 07 

Die beispielhaft skizzierten Arbeitsfaktoren 
treten nicht zufällig und isoliert auf, sondern oft 
kombiniert: Wo körperlich schwere Arbeit aus-
geführt wird, sind oft der Einfluss bei der Arbeit 
und das Vertrauen in die Vorgesetzten gering, zu-
dem wird hier häufiger in Nacht- und Schichtar-
beit gearbeitet. Hier kumulieren also Risiken, die 
dazu führen, dass Beschäftigte oft nicht länger er-
werbstätig sein können. 

Deutlich wird dies beim Blick auf Berufsgrup-
pen (Abbildung 2). Insbesondere ältere Beschäf-
tigte in der Pflege, der Reinigung, der Nahrungs-
mittelherstellung, der Metallerzeugung und dem 
Metallbau, aber auch im Verkauf und in der Er-
ziehung, geben an, nicht lange erwerbstätig sein 
zu können. Dabei handelt es sich vorwiegend um 
Berufe mit körperlich und/oder psychisch beson-
ders fordernden Tätigkeiten. Menschen mit sol-
chermaßen belastenden Arbeitsbedingungen wis-
sen schon sehr früh in ihrem Berufsleben, dass sie 

06 Vgl. Hans Martin Hasselhorn, Wie lange wollen und können 
Erwerbstätige in Deutschland arbeiten?, in: Deutsche Rentenver-
sicherung 4/2020, S. 485–506.
07 Vgl. ebd.
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Abbildung 2: Bis zu welchem Alter können Sie erwerbstätig sein?  
Selbsteinschätzung sozialversicherungspflichtiger Erwerbstätiger verschiedener Berufsgruppen im Alter von 
53 beziehungsweise 59 Jahren in Deutschland 2018 
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Quelle: lidA-Studie, eigene Berechnungen.

kaum eine Chance haben, die heutige Regelalters-
grenze in guter Gesundheit zu erreichen. Für vie-
le von ihnen ist bereits die heutige Regelalters-
grenze von 66/67 Jahren infrage zu stellen. 

Andererseits gibt es Berufsgruppen, bei de-
nen Erwerbstätige angeben, deutlich länger er-
werbstätig sein zu können als die zuvor genann-
ten. Dies sind oft – aber nicht immer – Personen 
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Abbildung 3: Anteil älterer Beschäftigter, die angeben, mindestens bis zu ihrem Regelrentenalter arbeiten 
zu können, nach Arbeitsqualität, in Prozent
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mit nicht-körperlichen Tätigkeiten, die über viel 
Entscheidungsspielraum bei ihrer Arbeit verfü-
gen. Sie finden sich besonders in akademischen 
Berufen, etwa bei Ärzten, Ingenieurinnen, Juris-
ten, Wissenschaftlerinnen und in der Unterneh-
mensführung. Es gibt gute Gründe anzunehmen, 
dass bei solchen Arbeitsbedingungen die Arbeit 
eher gesundheitsförderlich ist – auch im höhe-
ren Erwerbsalter. Für so manche von ihnen wäre 
eine Regelaltersgrenze von 68 Jahren oder darü-
ber  zumutbar. 

Deutlich wird, dass die Arbeitsqualität maß-
geblich dazu beiträgt, wie lange Menschen er-
werbstätig sein können. Fragt man Erwerbs tätige, 
unter welchen Bedingungen sie möglicherwei-
se länger arbeiten würden, nennen sie vor allem 
bessere Arbeitsbedingungen: weniger körperliche 
Belastung, weniger Stress, flexiblere Arbeitszei-
ten, mehr Wertschätzung durch Vorgesetzte und 
eine bessere Entlohnung. Wie viele ältere Beschäf-
tigte in Deutschland unter welchen Bedingungen 
arbeiten und wer sie sind, zeigt eine Typisierung 
der Arbeitsqualitätsprofile der erwerbstätigen 
Babyboomer-Generation in Deutschland: 08 

Fast jede/r fünfte ältere Beschäftigte (19 Pro-
zent) gehört zur Gruppe Poor Quality, in der sich 
vorwiegend manuell Tätige finden. Bei allen As-
pekten der Arbeitsqualität schneiden sie im Ver-
gleich zu den anderen Gruppen am ungünstigsten 
ab; die Ausnahme ist die Arbeitsintensität, wo sie 
durchschnittliche Werte erreichen.

08 Vgl. ders. et al., Work Profiles of Older Employees in 
Germany – Results from the lidA-Cohort Study, in: BMC Public 
Health 20/2020, Artikelnr. 1452. 

Die große Gruppe der Relaxed Manual 
(30 Prozent), ebenfalls vorwiegend manuell Täti-
ge, gleicht im Arbeitsqualitätsprofil in Teilen dem 
der Poor Quality, weist aber positive Werte für 
das soziale Arbeitsumfeld auf, und die Arbeits-
intensität ist am niedrigsten von allen  Gruppen.

Die Gruppe der Strained non-Manual 
(16 Prozent) zeigt ein Profil auf, das komple-
mentär zu dem der Relaxed Manual ist. Hier 
finden sich vorwiegend nicht-manuell Beschäf-
tigte. Die sozialen Indikatoren sind ungünstig 
ausgeprägt, ebenfalls die berufliche Perspektive. 
Die Arbeitsintensität ist die höchste aller Grup-
pen.

Jede/r dritte Beschäftigte gehört zur Gruppe 
der Smooth Running (33 Prozent). Dieses Profil 
ist charakterisiert durch nicht-körperliche, in je-
der Hinsicht günstige Arbeitsexposition. Einzi-
ge Ausnahme ist die Arbeitsintensität, die leicht 
überdurchschnittlich ist.

Die Gruppe der High Flying ist mit 3 Prozent 
eine sehr kleine. Hier sind die Arbeitsqualitäts-
indikatoren sehr günstig ausgeprägt. Das extrem 
hohe Haushaltseinkommen dieser Gruppe sticht 
hervor und unterscheidet sie von den Smooth 
Running. Zu beachten ist die erhöhte Arbeits-
intensität. 

„Schlechte Arbeit“ ist demnach in Deutsch-
land nach wie vor weit verbreitet: So kann man 
die Arbeitsbedingungen von den 19 Prozent aller 
erwerbstätigen Babyboomer in der Gruppe Poor 
Quality als umfassend schlecht bezeichnen, die 
der 16 Prozent der Gruppe der Strained non-Ma-
nual als schlecht. Es überrascht nicht, dass in ers-
terer nur 21 Prozent meinen, noch bis zu ihrem 
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Regelrentenalter arbeiten zu können, während 
dies in der Gruppe der High Flying jede/ r Zweite 
angibt (Abbildung 3).

WOLLEN

Neben dem bis zum Rentenalter arbeiten „Kön-
nen“ ist auch das „Wollen“, also die Motivation 
zur Erwerbstätigkeit im höheren Erwerbsalter, ab-
hängig vom individuellen Gesundheitszustand. 09 
Dementsprechend zeigen Studien wiederholt, 
dass ein schlechter Gesundheitszustand den 
Wunsch nach einem vorzeitigten Erwerbsaustritt 
wahrscheinlicher macht. Darüber hinaus wird die 
Motivation, ein Beschäftigungsverhältnis fortzu-
führen, von unterschiedlichen weiteren Faktoren 
beeinflusst, allen voran von finanziellen Anreiz-
systemen. Während ein Teil der älteren Beschäf-
tigten sich einen vorzeitigen Erwerbsaustritt fi-
nanziell nicht leisten kann, profitiert ein anderer 
Teil von finanziellen Anreizen für den vorzeiti-
gen Ausstieg. Insofern beeinflusst betriebliche 
Personalpolitik individuelle Entscheidungen. 10 

Daneben spielen persönliche Faktoren, wie 
die Lebenssituation der Partnerin beziehungs-
weise des Partners, Verantwortlichkeiten für Fa-
milienangehörige oder auch das soziale Umfeld 
eine entscheidende Rolle. Im Vergleich zu skan-
dinavischen Ländern lässt sich in Deutschland 
eine anhaltende „Ausstiegskultur“ beobachten. 
So ist der Wunsch, vor dem Rentenalter aus dem 
Erwerbsleben auszuscheiden, unter älteren Er-
werbstätigen weit verbreitet, und Anreize zum 
vorzeitigen Erwerbsaustritt, wie etwa Altersteil-
zeitmodelle, werden häufiger genutzt als Mög-
lichkeiten zum längeren Verbleib. Dabei ist der 
Wunsch nach vorzeitigem Austritt ein guter Prä-
diktor für das tatsächliche Ausscheiden: Mehr als 
die Hälfte der Beschäftigten mit Frühausstiegs-
plänen setzt diese auch um. 11 Bei Frauen spielt 
darüber hinaus auch der Renteneintritt des häu-
fig etwas älteren Partners eine nicht zu vernach-

09 Vgl. Anita Tisch, Health, Work Ability and Work Motivation: 
Determinants of Labour Market Exit Among German Employees 
Born in 1959 and 1965, in: Journal of Labour Market Research 
48/2015, S. 233–245.
10 Vgl. Lutz Bellmann/Florian Janik, Betriebe und Frühver-
rentung: Angebote, die man nicht ablehnt, in: Zeitschrift für 
Arbeitsmarktforschung 4/2010, S. 311–324.
11 Vgl. Heribert Engstler, Wie erfolgreich sind ältere Arbeits-
kräfte in der zeitlichen Umsetzung ihrer Ausstiegspläne?, in: 
Zeitschrift für Gerontologie und Geriatrie 1/2019, S. 14–24.

lässigende Rolle für das vorzeitige Beenden des 
Erwerbslebens.

Schließlich wird die Motivation, ein Beschäfti-
gungsverhältnis bis zum Rentenalter aufrechtzu-
erhalten, von den beiden grundlegenden Dimen-
sionen der Erwerbsarbeit gespeist: der materiellen 
Notwendigkeit, einer Erwerbsarbeit nachzugehen, 
sowie der inhaltlich-expressiven Seite der konkre-
ten Tätigkeit. Hierbei sind Rahmenbedingungen, 
wie die Sicherheit des Beschäftigungsverhältnisses, 
die Länge und Lage der Arbeitszeit sowie Mög-
lichkeiten der Teilzeit- oder Vollzeitarbeit, eben-
so relevant wie die soziale Integration und arbeits-
platzspezifische Anforderungen, der Spaß an der 
Arbeit und die Erfahrung der Selbstwirksamkeit.

Mit Blick auf die Gestaltung der ausgeübten 
Tätigkeiten ist das soziale Gefüge des Arbeits-
prozesses beziehungsweise des Betriebs zentral 
für die Erwerbsmotivation. Neben der sozialen 
Integration durch Kolleginnen und Kollegen tra-
gen hierbei Führungskräfte sowohl durch eine 
alter(n)sgerechte Arbeitsgestaltung als auch und 
vielmehr noch durch die Förderung einer wert-
schätzenden Arbeitskultur zur Arbeitsmotivati-
on auch im höheren Erwerbsalter bei. 12

Bedeutsam ist darüber hinaus der Handlungs-
spielraum von Beschäftigten. Mit dem Alter ge-
winnt der Handlungsspielraum an Bedeutung, da 
eine größere Autonomie es Beschäftigten ermög-
licht, ihre Stärken besser einzubringen und mög-
liche (auch altersbedingte) Einschränkungen zu 
kompensieren. 13 Dementsprechend würde auch, 
wer zum Beispiel Einfluss auf seine Arbeitsmen-
ge hat, seltener in den vorzeitigen Ruhestand ge-
hen – während diejenigen mit hohem Termin- 
und Leistungsdruck im Durchschnitt eher vor 
dem Renteneintrittsalter aus dem Erwerbsleben 
ausscheiden wollen.

WEGE ZU EINEM LANGEN 
ARBEITSLEBEN

Weiterarbeiten „wollen“, „können“ und „dür-
fen“ sind nicht unabhängig voneinander zu be-

12 Vgl. Michael Falkenstein/Claudia Kardys, Alternsgerechte 
Arbeit und Führung im digitalen Zeitalter, in: Richter (Anm. 5), 
S. 201–216.
13 Vgl. Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAuA), Alterns- und altersgerechte Arbeitsgestaltung. Grundla-
gen und Handlungsfelder für die Praxis, Dortmund 2017, www.
baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Praxis/Arbeitsgestal-
tung.pdf? __blob= publicationFile& v= 9.

http://www.baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Praxis/Arbeitsgestaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=9
http://www.baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Praxis/Arbeitsgestaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=9
http://www.baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Praxis/Arbeitsgestaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=9


APuZ 20/2022

26

trachten. So scheint für viele Beschäftigte das 
Wollen getrieben zu sein vom Können, denn 
Krankheit und Erschöpfung spielen eine gro-
ße Rolle beim Wunsch nach einem frühzeitigen 
Erwerbsausstieg. Dabei ist plausibel: Menschen 
mit schlechter Gesundheit wollen und können 
nicht so lange arbeiten wie diejenigen mit guter 
Gesundheit. Es gibt aber eine Ausnahme, eine 
Gruppe von Erwerbstätigen, bei der viele Risiken 
zusammenkommen: ein geringes Einkommen, 
schlechte Arbeitsbedingungen und eine schlechte 
Gesundheit. Etwa 15 Prozent aller erwerbstäti-
gen Babyboomer gehören dazu. 14 Bei dieser Per-
sonengruppe ist der Wunsch, länger zu arbeiten, 
im Mittel stärker als bei denen mit einem mittle-
ren oder hohen Einkommen – und der Wunsch 
zeigt keinen Zusammenhang mit dem Gesund-
heitszustand. Das „Wollen“ drückt hier folglich 
eher ein „Müssen“ aus. Viele aus dieser Gruppe 
werden versuchen, so lange wie möglich im Er-
werbsleben zu bleiben, unabhängig davon, ob sie 
noch können oder nicht, da sie es sich schlicht 
nicht leisten können, früher aus dem Erwerbsle-
ben auszuscheiden. 

Damit nicht nur Beschäftigte in hoch quali-
fizierten Tätigkeiten, sondern das Gros aller Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer inklusive 
derer mit einfachen, aber versorgungsrelevanten 
Tätigkeiten gesund bis zum gesetzlichen Renten-
eintrittsalter arbeiten dürfen, können und wollen, 
ist ein Bündel abgestimmter Maßnahmen erfor-
derlich. Entscheidend ist ein Wandel von Arbeits-
bedingungen, die Öffnung von Weiterbildungs-
chancen für benachteiligte Gruppen, der Abbau 
der Barrieren bei der Wiederbeschäftigung Älte-
rer sowie eine Kultur der Anerkennung der Ar-
beitsleistung, die einfache Tätigkeiten und her-
ausfordernde Tätigkeiten dort respektiert, wo sie 
nicht verändert werden können.

Die Förderung von Arbeits- und Beschäf-
tigungsfähigkeit kann dazu beitragen, das 
Können, Wollen und Dürfen zu erhöhen. 
Insbesondere müssen die aufgezeigten Mobili-
tätsbarrieren überwunden werden. Im Koaliti-
onsvertrag des Jahres 2021 wird Weiterbildung 
explizit genannt und die Absicht bekundet, eine 

14 Vgl. Hans Martin Hasselhorn/Melanie Ebener/Athanasios 
Vratzias, Household Income and Retirement Perspective Among 
Older Workers in Germany – Findings from the lidA Cohort 
Study, in: Journal of Occupational Health 2020, https://doi.org/ 
10. 1002/ 1348- 9585. 12130.

sichere Beschäftigungsbiografie zu ermöglichen. 
Um die angestrebte Transformation von Wirt-
schaft und Gesellschaft zu ermöglichen, aber 
auch um die Erwerbsbiografien bis an die Re-
gelaltersgrenze heranzuführen, müssen die mit 
einem Arbeitsplatzwechsel verbundenen Be-
schäftigungs- und Einkommensrisiken sozial 
abgesichert werden.

Der betriebliche Arbeits- und Gesundheits-
schutz bildet das Fundament für gesunde Ar-
beit. Idealerweise integriert ein systematisches 
betriebliches Personalmanagement sowohl 
Maßnahmen zum Arbeits- und Gesundheits-
schutz, etwa durch eine betriebliche Gesund-
heitsförderung, als auch eine positive, vertrau-
ensvolle Unternehmenskultur, etwa durch gute 
Führung. Es stützt sich auf validierte Instru-
mente wie Altersstruktur-, Qualifikationsbe-
darfs- und Kompetenzanalysen sowie die Ge-
fährdungsbeurteilung. Dadurch ist es mit der 
Arbeitsgestaltung und der Organisations- und 
Personalentwicklung verbunden. In Klein- und 
Kleinstbetrieben unterstützen Sozialversiche-
rungen und Kammern ein systematisches Per-
sonalmanagement. 15 Präventive Ansätze tragen 
durch eine gesundheitsförderliche Arbeitsge-
staltung dazu bei, physischen und psychischen 
Risikofaktoren vorzubeugen. Davon profitieren 
nicht nur heute Ältere kurzfristig, sondern auch 
Jüngere können gesund älter werden. Um ho-
hen Anforderungen etwa durch Emotions- und 
Interaktionsarbeit oder auch anhaltend hohem 
Zeit- und Leistungsdruck langfristig standhal-
ten zu können, müssen außerdem Ressourcen 
gestärkt werden.

Der Förderung des Lernens kommt als 
Kernelement von betrieblichen Strategien zum 
Erhalt der Arbeits- und Beschäftigungsfähigkeit 
herausragende Bedeutung zu. Auch Erwerbsun-
terbrechungen und Betriebs- oder Tätigkeits-
wechsel sollten nicht länger mit Dequalifizie-
rungsrisiken behaftet sein. Lernen und Kompe-
tenzerfahrungen können wichtige Selbstwirk-
samkeitserfahrungen vermitteln und dadurch 
Betriebe und Beschäftigte stärken. Betriebe soll-
ten auch Älteren diese Erfahrungen ermöglichen 
und ihnen mehr Chancen bieten. Dies erlaubt 
den Beschäftigten nicht nur, mit der Dynamik 

15 Vgl. Götz Richter/Karl Kuhn/Anna-Lena Koch, Vom Demo-
grafiemanagement zur systematischen Personalarbeit, in: Richter 
(Anm. 5), S. 403–415.

https://doi.org/10.1002/1348-9585.12130
https://doi.org/10.1002/1348-9585.12130
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des Wandels der Arbeit Schritt zu halten, son-
dern kann auch helfen, eigene Interessen und 
Neigungen zu verfolgen. Erreicht betriebliche 
Weiterbildung und Lernbegleitung durch funk-
tionierende Strukturen und Führungskräfte ei-
nen größeren Teil der Beschäftigten, werden die-
se materielle und persönliche Anerkennung er-
fahren und sind eher geneigt, bis zum Renten-
eintrittsalter erwerbstätig zu sein. 
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DER LANGE SCHATTEN  
DER DEMOGRAFIE

Handlungsfelder einer Rentenreform  
in Deutschland

Axel Börsch-Supan

In Zeiten des demografischen Wandels steht die 
Rentenpolitik vor der Herausforderung, den 
Zielkonflikt zwischen einer adäquaten Sicherung 
des Lebensunterhalts im Alter und der finanziel-
len Nachhaltigkeit des umlagefinanzierten Ren-
tensystems zu meistern. So muss die Rentenpo-
litik zwei zentrale Aufgaben lösen: erstens den 
Eintritt der Babyboom-Generation in den Ruhe-
stand und den Eintritt geburtenschwächerer Jahr-
gänge ins Erwerbsleben verkraften sowie zwei-
tens damit umgehen, dass die Lebenserwartung 
auch langfristig weiter steigen wird. Diese bei-
den Aufgaben werfen aufgrund ihrer sozialpoli-
tischen Sensibilität viele Fragen der politischen 
Umsetzbarkeit auf. Weil die Zahl der Rentnerin-
nen und Rentner pro Beitragszahlenden in den 
nächsten Jahren dramatisch ansteigen wird, wer-
den bei konstanten Rentenleistungen auch die 
Beiträge und Steuern der Erwerbstätigen, welche 
die gesetzliche Rentenversicherung finanzieren, 
erheblich ansteigen. Wenn zudem die Lebenser-
wartung weiter steigt, werden sich bei einem kon-
stanten Renteneintrittsalter die Rentenausgaben 
weiter erhöhen.

Zur Bewältigung der ersten Aufgabe hatte die 
rot-grüne Koalition unter Bundeskanzler Ger-
hard Schröder 2005 den „Nachhaltigkeitsfak-
tor“ eingeführt, der die finanzielle Belastung zu 
prozentual gleichen Teilen auf eine Beitragssatz-
erhöhung und eine Rentenniveausenkung ver-
teilt. Dieser Nachhaltigkeitsfaktor wurde von der 
Großen Koalition jedoch 2018 durch die „doppel-
te Haltelinie“, die ein Rentenniveau von mindes-
tens 48 Prozent des Durchschnittlohns absichert 
und den Beitragssatz auf höchstens 20 Prozent 
des Bruttolohns begrenzt, zunächst bis 2025 aus-
gehebelt. Gleichzeitig wurden mit der Erweite-
rung der Mütter- und der Einführung der Grund-

rente weitere teure Zusatzleistungen eingeführt. 
Wenn der Nachhaltigkeitsfaktor – wie derzeit ge-
setzlich vorgesehen – 2025 wieder aktiviert wür-
de, müssten die Beiträge deutlich steigen und das 
Rentenniveau ebenso deutlich sinken. Doch die 
Ampelkoalition hat eine Verlängerung der so-
genannten doppelten Haltelinie in ihrem Koali-
tionsvertrag festgehalten. Das kann aber nichts 
am demografischen Wandel ändern. Finanzier-
bar wäre das nur durch eine erhebliche Auswei-
tung des Zuschusses aus dem Bundeshaushalt in 
die Rentenversicherung, also einer massiven Steu-
ererhöhung, welche die junge Generation weiter 
belasten würde.

Zur Bewältigung der zweiten Aufgabe hat-
te die Große Koalition 2007 die „Rente mit 67“ 
auf den Weg gebracht, jedoch 2014 mit der „Ren-
te mit 63“ für Versicherte mit mindestens 45 Bei-
tragsjahren wieder verwässert. Zudem ist das 
Renteneintrittsalter nur bis zum Jahr 2031 fest-
gelegt. Sollte die Lebenserwartung weiter steigen, 
wovon auch die Bundesregierung in ihrer offizi-
ellen Vorausberechnung ausgeht, dann muss eine 
Lösung für die Zeit danach gefunden werden. 
Dies muss bald geschehen, damit die Menschen, 
die in ein paar Jahren in Ruhestand gehen, dafür 
Planungssicherheit erhalten.

Die Maßnahmen der vergangenen Jahre ha-
ben ein rentenpolitisches Dilemma geschaffen: 
Einerseits sieht das geltende Recht eine Rückkehr 
zum Nachhaltigkeitsfaktor vor, der die finanzi-
ellen Belastungen des demografischen Wandels 
gleichmäßig auf die ältere und die jüngere Ge-
neration verteilt und in diesem Sinne das Funda-
ment einer langfristig tragbaren Lösung schaffen 
könnte. Andererseits hat die Haltelinienpolitik 
der Großen Koalition große Erwartungen für die 
Zeit nach deren Gültigkeit geweckt, die mit der 
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Abbildung 1: Entwicklung des Altersquotienten 65+/20–64, in Prozent

 alt Basisprognose

30 

35 

40 

45 

50 

55 

60 

65 

70

20
18

20
20

20
22

20
24

20
26

20
28

20
30

20
32

20
34

20
36

20
38

20
40

20
42

20
44

20
46

20
48

20
50

20
52

20
54

20
56

20
58

20
60

Bevölkerung Bevölkerung jung

Quelle: Statistisches Bundesamt, 14. Koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung – Basis 2018

Rückkehr zum alten Recht mit seinem Nachhal-
tigkeitsfaktor inkompatibel sind. Auswege aus 
diesem Dilemma müssen dringend gefunden wer-
den. Der von der Großen Koalition eingesetzten 
Kommission „Verlässlicher Generationenver-
trag“ ist dies nicht gelungen. 01 Ziel dieses Beitrags 
ist es, verschiedene Lösungsansätze vorzuschla-
gen und ihre Vor- und Nachteile abzuwägen.

Vorangestellt sei, dass die Einbeziehung von 
Beamtinnen und Beamten in die gesetzliche Ren-
tenversicherung ebenso wenig wie die von der 
Ampelkoalition vorgeschlagene aktienbasierte 
Zusatzrente geeignete Vorschläge zur Bewältigung 
der demografischen Herausforderungen sind, al-
lein schon wegen ihres geringen Volumens. Es gibt 
fast 20 Mal so viele Angestellte wie Beamtinnen 
und Beamte, und das einmalig zu Verfügung ge-
stellte Volumen der neuen Aktienrente reicht gera-
de einmal für zehn Tage Rentenausgaben aus. 

Auch andere Vorschläge laufen ins Leere. Ein 
Anstieg der Geburtenzahlen ist hilfreich, aber 
erst in rund 20 Jahren, wenn die neue Generati-
on beginnt, in die Rentenversicherung einzuzah-
len. Eine höhere Einwanderung oder mehr Voll-
zeitbeschäftigung von Frauen ist zwar kurzfristig 
hilfreich, hilft aber nicht langfristig, die Proble-

01 Vgl. Kommission Verlässlicher Generationenvertrag, Bericht 
der Kommission Verlässlicher Generationenvertrag, Berlin 2020.

me der gesetzlichen Rentenversicherung zu lösen, 
weil aus diesen Beiträgen neue Rentenzahlungs-
verpflichtungen erwachsen.

DEMOGRAFISCHE ENTWICKLUNG

Die Alterung der Bevölkerung ist ein gut zu pro-
gnostizierender Prozess, da der heutige Bestand 
der Bevölkerung viel größer ist als die Verände-
rungen durch Geburten, Sterbefälle und Migra-
tion und sich die Geburten- und Sterberaten nur 
allmählich ändern. Daher entspricht beispiels-
weise die Anzahl der 2023 61-Jährigen weitge-
hend der Anzahl der 60-Jährigen 2022 – sie wer-
den nur ein Jahr älter. Selbst außerordentlich 
hohe Einwanderungszahlen wie im Jahr 2015 und 
nun wieder durch den russischen Krieg gegen die 
Ukraine werden vom Bestand dominiert. Die Al-
terung Deutschlands wird langfristig auch nicht 
signifikant von der Corona-Pandemie beeinflusst 
werden, da auf Phasen der Übersterblichkeit wie 
im Winter 2020/21 typischerweise Phasen der 
Untersterblichkeit folgen.

Abbildung 1 zeigt die erwartete Alterung 
Deutschlands in Form des Altersquotienten, also 
der Anzahl der Menschen im Alter von 65 Jahren 
und darüber im Verhältnis zur Anzahl der Men-
schen im Alter zwischen 20 und 64 Jahren. Ande-
re Definitionen des demografischen Altersquoti-
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Abbildung 2: Auswirkungen der Geburtenentwicklung und des Anstiegs der Lebenserwartung auf den 
Altersquotienten, in Prozentpunkten
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enten zeigen einen ähnlichen Verlauf. Aus den 27 
Szenarien der aktuellen Bevölkerungsvorausbe-
rechnung des Statistischen Bundesamts zeigt die-
se Abbildung das erwartete mittlere Szenario so-
wie die beiden Extremszenarien einer sehr jungen 
und einer sehr alten Bevölkerung. In allen Sze-
narien steigt der Altersquotient in den nächsten 
15 Jahren stark an. Je nach demografischer An-
nahme wird der Altersquotient ab etwa 2035 ein 
Plateau erreichen oder weiter steigen. Eine sig-
nifikante Differenz zwischen dem Basisszenario 
und den beiden Extremszenarien ergibt sich erst 
danach. In keinem Szenario sinkt der Altersquo-
tient langfristig wieder unter 50 Prozent oder er-
reicht gar den heutigen Ausgangswert. Die He-
rausforderung, dass die Renten einer wachsenden 
Zahl älterer Menschen von immer weniger jungen 
Menschen finanziert werden müssen, bleibt also 
auf Dauer bestehen.

Der Anstieg des Altersquotienten hat drei Ur-
sachen, die in Abbildung 2 dargestellt werden: die 
langfristig gesunkenen Geburtenzahlen, als his-
torischer Sondereffekt die schnelle Abfolge von 
Babyboom und Pillenknick und schließlich lang-
fristig die steigende Lebenserwartung. Die graue 
Fläche zeigt, wie sich der Altersquotient ohne 
den Babyboom und ohne einen Anstieg der Le-

benserwartung entwickeln würde. Die hellrote 
Fläche zeigt den zusätzlichen Effekt der Abfolge 
von Babyboom und Pillenknick. Letzteres führt 
dazu, dass der Anstieg des Altersquotienten stark 
beschleunigt wird und das Niveau von 48 Pro-
zent schon 2032 erreichen wird, anstatt erst in den 
Jahren um 2050. Schließlich wird die Wirkung der 
steigenden Lebenserwartung auf die deutsche Al-
tersstruktur durch die dunkelrote Fläche illus-
triert. Ihre Wirkung steigt stetig an und ist der 
dominierende Grund für das weiterwachsende 
Finanzierungsproblem der gesetzlichen Renten-
versicherung ab den 2040er Jahren.

Es ist wichtig, diese drei Ursachen zu unter-
scheiden, weil sie unterschiedliche politische Ant-
worten verlangen. Zunächst müssen unverzüglich 
Maßnahmen getroffen werden, um die finanziel-
len Belastungen durch die massiv erhöhten Ein-
trittszahlen in die gesetzliche Rentenversicherung 
so zu verteilen, dass ihre ökonomischen und sozi-
alen Nebenwirkungen möglichst gering bleiben. 
Wegen der historisch gegebenen Abfolge von Ba-
byboom und Pillenknick kann das nicht weiter 
aufgeschoben werden. Dann gilt es, sich schon 
heute damit auseinanderzusetzen, wie das Ren-
tensystem auf eine weiter steigende Lebenserwar-
tung reagieren soll.
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IST DIE VERSPROCHENE 
HALTELINIE NACHHALTIG?

Die Ampelkoalition hat versprochen, die doppel-
te Haltelinie nach 2025 fortzuführen. Diese setzt 
das Rentenniveau – also die Standardrente in Euro 
geteilt durch den Durchschnittslohn in Euro – auf 
mindestens 48 Prozent fest und ebenfalls den Bei-
tragssatz – also den Prozentsatz des Bruttolohns, 
den Arbeitgeber und Arbeitnehmer jeweils hälftig 
an die gesetzliche Rentenversicherung abführen – 
auf maximal 20 Prozent. Da diese Festsetzungen 
aber nichts daran ändern, dass es in Zukunft mehr 
Rentnerinnen und Rentner und weniger Erwerbs-
tätige geben wird, muss der Bund der gesetzlichen 
Rentenversicherung zusätzliche Steuermittel zur 
Verfügung stellen, damit sie zahlungsfähig bleibt. 
Daher scheint eine solche doppelte Haltelinie die 
Rentner und Beitragszahlerinnen zwar zu scho-
nen, wird aber für die Steuerzahler sehr teuer. Da 
die Beitragszahler und Rentnerinnen aber die gro-
ße Mehrheit der Einkommen- und Mehrwertsteu-
erzahler bilden, ist dies nur eine Scheinlösung.

Die von den Steuerzahlerinnen und Steuerzah-
lern für die Haltelinie zusätzlich aufzubringenden 
Mittel würden 2045 etwa 15 Prozent des Bundes-
haushalts beziehungsweise 2060 etwa 22,5 Prozent 
betragen. 02 Hinzu kommt der ohnehin bestehende 
Bundeszuschuss von derzeit etwa einem Drittel des 
Bundeshaushalts, der in Zukunft auch weiter anstei-
gen wird. Insgesamt müsste langfristig daher mehr 
als die Hälfte aller Steuermittel in die Rente fließen. 
Zudem ist es im Zuge der Bevölkerungsalterung 
sehr wahrscheinlich, dass auch die gesetzliche Kran-
kenversicherung und die soziale Pflegeversiche-
rung zusätzliche Bundesmittel benötigen werden. 
Eine Fortführung der Haltelinien über die derzei-
tige Legislaturperiode hinaus ließe im Bundeshaus-
halt viel zu wenige Mittel zur Verfügung, um Zu-
kunftsinvestitionen etwa in den Bereichen Bildung 
und Infrastruktur zu finanzieren. Man kann daher 
nur dringend davon abraten, die Illusion von lang-
fristig gesicherten Haltelinien weiter aufrechtzuer-
halten. Stattdessen muss sich die Rentenpolitik von 
Scheinlösungen verabschieden und sich mit mögli-
chen Alternativen auseinandersetzen.

02 Vgl. Axel Börsch-Supan/Johannes Rausch, Lassen sich 
Haltelinien, finanzielle Nachhaltigkeit und Generationenge-
rechtigkeit miteinander verbinden? Aktualisierung aufgrund der 
Corona-Pandemie, Munich Centre for the Economics of Aging, 
MEA Discussion Paper 1/2021.

GENERATIONEN­
GERECHTIGKEITSFAKTOR  

ODER PARTIELLE HALTELINIEN?

Die vernünftigste Alternative zur Scheinlösung 
der Haltelinien ist eine Aufteilung der wegen des 
demografischen Wandels unvermeidlichen finan-
ziellen Herausforderungen zwischen den beiden 
Generationen: den Beitragszahlerinnen und den 
Rentenempfängern. Dies ist eine zentrale Ein-
sicht der Rentenpolitik: Wie man es auch dreht 
und wendet, die finanzielle Zusatzbelastung 
durch den demografischen Wandel muss entwe-
der von der jüngeren Generation der Beitragszah-
ler oder der älteren Generation der Rentenemp-
fängerinnen getragen werden – oder besser von 
beiden in einem jeweils angemessenen Verhältnis. 
Einfach wegzaubern lässt sich diese finanzielle 
Zusatzbelastung jedoch nicht.

Eine transparente Aufteilung ließe sich durch 
einen Generationengerechtigkeitsfaktor bewerk-
stelligen, der den Beitragssatz und das Renten-
niveau so dem demografischen Wandel anpasst, 
dass beide Generationen weiterhin eine stetig 
steigende Kaufkraft zur Verfügung haben. Die-
ser Generationengerechtigkeitsfaktor ließe zum 
einen den Beitragssatz ansteigen, aber nur so viel, 
dass auch die Nettolöhne mehr Kaufkraft bieten. 
Zum anderen müssten die Rentensteigerungen 
zukünftig weniger großzügig ausfallen, aber im-
mer noch so hoch, dass die Kaufkraft der Renten 
steigt. Dies ist möglich, weil der Produktivitäts-
fortschritt, also der Anteil der Lohnsteigerungen, 
der über den Inflationsausgleich hinausgeht, im 
Durchschnitt der wirtschaftlichen Entwicklung 
deutlich höher ist als die finanzielle Zusatzbelas-
tung durch den demografischen Wandel. Daher 
müssten wir nur einen Teil des Produktivitäts-
fortschritts in den demografischen Wandel in-
vestieren, der Rest bliebe übrig für einen Kauf-
kraftzuwachs beider Generationen. Die Wirkung 
eines Generationengerechtigkeitsfaktors wäre 
ähnlich der des derzeitigen Nachhaltigkeitsfak-
tors, er lässt sich jedoch transparenter und daher 
einsichtiger in die deutsche Rentenanpassungs-
formel einbauen.

Wenn der Altersquotient so steigt wie in der 
Basisprognose der Abbildung 1, würde der Ge-
nerationengerechtigkeitsfaktor das sogenann-
te Rentenniveau von derzeit etwa 49 Prozent bis 
zum Jahr 2040 auf etwa 45 Prozent absenken, 
das heißt um 4 Prozentpunkte beziehungsweise 
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knapp 10 Prozent. Das bedeutet nicht, dass Rent-
nerinnen und Rentner in Zukunft ein niedrige-
res Niveau ihrer Kaufkraft erleiden müssen, wie 
es der Begriff „Rentenniveau“ suggerieren mag. 
Tatsächlich misst dieser Begriff lediglich, wie viel 
Prozent des Durchschnittslohns die Standardren-
te beträgt. Wenn dieser Durchschnittslohn in Zu-
kunft ähnlich stark steigen wird wie in der Ver-
gangenheit, wird die Kaufkraft der gesetzlichen 
Rente nicht fallen, sondern auch in Zukunft wei-
ter steigen. Der Anstieg fällt in den Jahren zwi-
schen 2025 und 2035 zwar niedriger aus als der 
Anstieg der Bruttolöhne, was an der hohen Zahl 
von Neurentnerinnen und Neurentnern und der 
niedrigen Zahl von Menschen liegt, die ins Er-
werbsleben einsteigen. Er kehrt danach aber wie-
der zu fast so hohen Rentenerhöhungen zurück 
wie derzeit. Der demografische Wandel führt also 
nicht zu einem Absinken von Rentenleistungen, 
sondern „nur“ zu einem langsameren Anstieg. 
Die Mehrbelastung der gesetzlichen Rentenversi-
cherung durch den demografischen Wandel muss 
nicht aus der Substanz, sondern kann aus dem 
Wachstum finanziert werden. Die weit verbrei-
tete Vorstellung, dass durch den demografischen 
Wandel die gesetzliche Rente auf das Niveau der 
Grundsicherung absinkt, ist daher falsch.

Alternativen zu einem Generationengerech-
tigkeitsfaktor, die zumindest etwas von der po-
pulären und daher politisch so gewünschten Il-
lusion der Haltelinien erhalten können, gibt es, 
aber sie haben schwerwiegende Nachteile. Eine 
dieser Alternativen ist das österreichische Mo-
dell. Dort und ebenso in Frankreich werden die 
„Zugangsrenten“ – also die Renten im Jahr des 
Erstbezugs – mit einer Art Haltelinie gesichert. 
Danach wachsen die „Bestandsrenten“ – also 
die Renten, die in den Folgejahren des Renten-
eintritts bezogen werden – jedoch nur noch mit 
der Inflationsrate, die in „normalen“ Jahren un-
ter dem Lohnwachstum liegt. In Österreich ist 
man also im ersten Jahr des Renteneintritts deut-
lich großzügiger als in Deutschland, was vieler-
orts betont wird. Allerdings bezahlt man die an-
fängliche Großzügigkeit damit, dass anschließend 
die Kaufkraft der Renten nicht mehr so stark an-
steigt wie in Deutschland. Würde dieses Modell 
auf Deutschland übertragen, würde es langfristig 
zu einem niedrigeren Beitragssatz als unter dem 
geltenden deutschen Recht führen: Er würde im 
Jahr 2037 ein Maximum von 22,6 Prozent errei-
chen und danach wieder fallen. 

Zusätzliche Bundesmittel wären nicht nö-
tig. Das mag sich zwar als die Rentenfinanzen 
stabilisierende Reform gut anhören. Der gro-
ße Nachteil ist jedoch, dass das Rentenniveau 
in den Jahren, die dem Renteneintritt folgen, 
stark sinkt, und zwar umso mehr, je älter man 
wird. Im Alter von 85 Jahren läge das Renten-
niveau bei etwa 38 Prozent, also deutlich unter 
dem Niveau des geltenden Rechts. Menschen, 
die weniger als 80 Prozent der Standardrente be-
ziehen, erreichen daher im hohen Alter die Ar-
mutsgefährdungsgrenze. Dies liegt daran, dass 
die Armutsgefährdungsgrenze als Prozentsatz 
der Löhne berechnet wird und nicht im Verhält-
nis zur Kaufkraft. In Österreich hat man derar-
tige finanzielle Härten durch abweichende Ein-
zelfallentscheidungen abgemildert, was aber zur 
mangelnden finanziellen Nachhaltigkeit des ös-
terreichischen Rentensystems beigetragen hat, 
also genau das konterkariert, was man mit einer 
Reform erreichen möchte.

Eine weitere Reformoption wäre es, nur einen 
unteren Sockel der erworbenen Entgeltpunkte 
mittels einer Haltelinie zu schützen, die übrigen 
Entgeltpunkte jedoch nach geltendem Recht zu 
bewerten. Dies würde zu einer relativen Aufwer-
tung geringer gegenüber höheren Renten führen 
und sich somit direkt in einer Verringerung der 
Altersarmutsgefährdung auswirken. Dieses vom 
Wissenschaftlichen Beirat des Bundeswirtschafts-
ministeriums skizzierte „Sockelschutzmodell“ 03 
bewirkt jedoch selbst bei einer auf ein Rentenni-
veau von 46 Prozent abgesenkten Haltelinie nur 
eine sehr geringe Dämpfung des Beitragssatzes, 
würde das Rentenrecht weiter verkomplizieren 
und steht im Konflikt mit der erst kürzlich einge-
führten Grundrente, bedürfte also einer sehr um-
fassenden Änderung der gesamten Umverteilung 
innerhalb der gesetzlichen Rentenversicherung.

DORNIGE ANPASSUNG  
DES RENTENEINTRITTSALTERS

Eine besonders schwierige Aufgabe der Renten-
politik ist es, das Renteneintrittsalter an eine wei-
ter steigende Lebenserwartung anzupassen. Zwi-
schen 2012 und 2030 wird schrittweise die „Rente 
mit 67“ eingeführt. Dies bewirkt grosso modo, 

03 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie, Vorschläge für eine Reform der Gesetz-
lichen Rentenversicherung, Berlin 2021.
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dass die steigende Lebenserwartung seit der Jahr-
tausendwende zwischen Arbeitszeit und Ren-
tenbezug im Verhältnis 2 : 1 aufgeteilt wird, was 
wiederum das Verhältnis eines 40-jährigen Er-
werbslebens zu einer 20-jährigen Rentenbezugs-
zeit widerspiegelt. Stabil kann ein Rentensystem 
nur sein, wenn das Verhältnis der Einzahlungs-
zeit in die Rentenversicherung zur Auszahlungs-
zeit der Renten konstant bleibt. Sinnvoll wäre 
es daher, auch nach 2030 das heutige Verhältnis 
von Arbeitsjahren und Rentenbezugsjahren in 
etwa konstant zu halten. Folglich sollte in Zu-
kunft jeder Anstieg der Lebenserwartung um ein 
Jahr in eine Verlängerung der Erwerbsphase um 
acht Monate und der Rentenbezugszeit um vier 
Monate aufgeteilt werden. Damit würde ein län-
geres Leben bedeuten, nicht nur länger zu ar-
beiten, sondern auch länger Rente zu beziehen. 
Bei Anwendung dieser 2 : 1-Regel 04 würde das ge-
setzliche Renteneintrittsalter im Jahr 2042 bei 68 
liegen, also in 12 Jahren um ein Jahr steigen, wäh-
rend die Lebenserwartung um eineinhalb Jahre 
steigt. Sollte die Lebenserwartung weniger stark 
steigen oder sogar wieder fallen, würde das Ren-
tenalter entsprechend weniger stark ansteigen 
oder ebenfalls sinken.

Oft wird gegen eine Erhöhung des Renten-
eintrittsalters eingewendet, dass die abnehmen-
de Gesundheit ein Weiterarbeiten gar nicht zu-
lasse. Dies widerspricht allerdings der Tatsache, 
dass eine längere Lebensdauer eine bessere Ge-
sundheit voraussetzt. Zum anderen nehmen sich 
ältere Menschen selbst als relativ gesund wahr 
und schneiden sowohl auf der Basis objektiver als 
auch subjektiver Messungen gut ab. Etwa 74 Pro-
zent der 68-Jährigen bezeichnen ihre Gesundheit 
als gut oder sehr gut; 84 Prozent von ihnen haben 
keinerlei Aktivitätseinschränkungen, die eine Er-
werbstätigkeit behindern würden. 05 

Zwischen 60 und 69 Jahren ist zwar eine Ver-
schlechterung des Gesundheitszustands festzu-
stellen, diese ist jedoch wesentlich geringer als 
der Unterschied zwischen Menschen mit guter 
und schlechter Gesundheit innerhalb eines Ge-
burtsjahrgangs. Eine Verschiebung des Renten-
eintrittsalters um zwei Jahre würde implizieren, 

04 Vgl. Axel Börsch-Supan, Rational Pension Reform, in: Ge-
neva Papers on Risk and Insurance: Issues and Practice 4/2007, 
S. 430–446.
05 Eigene Berechnung auf Basis des Survey of Health, Ageing 
and Retirement in Europe (SHARE).

dass etwa 1,5 Prozentpunkte mehr Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer mindestens eine 
Aktivitätseinschränkung aufweisen würden als 
beim jetzigen Renteneintrittsalter. Eine Verschie-
bung des Renteneintrittsalters um zwei Jahre ist 
also nicht aufgrund von Gesundheitsproblemen 
zum Scheitern verurteilt.

Allerdings muss man sich um diejenigen 
Menschen, die Aktivitätseinschränkungen ha-
ben, mehr kümmern, als das aktuell der Fall ist. 
Ein einheitliches Renteneintrittsalter ist nicht 
sinnvoll. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
mit gesundheitlichen Problemen sollten früher 
in Rente gehen können, während die vielen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die keine 
gesundheitlichen Probleme haben, durchaus län-
ger arbeiten können. Diese Flexibilität ist wichtig 
und kann mittels eines „Renteneintrittsfensters“ 
implementiert werden.

Es trifft auch nicht zu, dass die Arbeitspro-
duktivität von Menschen nach einer Lernphase in 
relativ frühen Jahren, etwa im dritten Lebensjahr-
zehnt, einen Höhepunkt erreicht und danach ste-
tig abnimmt. Diese oft als feststehende Tatsache 
angenommene Vorstellung hat Vorruhestands-
regelungen motiviert, etwa die in Deutschland 
weit verbreitete Altersteilzeit im Blockmodell. 
Die vorliegende wissenschaftliche Evidenz be-
stätigt diese Vorstellung nicht. 06 Stattdessen7 hal-
ten sich in Routinebeschäftigungen des verarbei-
tenden und des Dienstleistungsgewerbes, die den 
Arbeitsalltag in Deutschland dominieren, körper-
liche Kraft, Fingerfertigkeit und Geschicklichkeit 
– also Eigenschaften, die im Alter tendenziell zu-
rückgehen – sowie Erfahrung und Menschen-
kenntnis – also Eigenschaften, die im Alter eher 
zunehmen – in etwa die Waage.

Schließlich ist auch die weit verbreitete Vor-
stellung falsch, dass eine Weiterbeschäftigung äl-
terer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer es 
jungen Menschen schwerer macht, eine Beschäf-
tigung zu finden. Dies mag in einem Kleinun-

06 Vgl. Axel Börsch-Supan/Christian Hunkler/Matthias Weiss, 
Big Data at Work: Age and Labor Productivity in the Service 
Sector, in: Journal of the Economics of Ageing 19/2021, https://
doi.org/10.1016/j.jeoa.2021.100319; Christian Göbel/Thomas 
Zwick, Age and Productivity – Evidence from Linked Employer 
Employee Data, Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung, 
ZEW Discussion Paper 20/2009.
07 Vgl. Jonathan Gruber/David A. Wise, Social Security 
Programs and Retirement Around the World: The Relationship to 
Youth Employment, Chicago 2010.

https://doi.org/10.1016/j.jeoa.2021.100319
https://doi.org/10.1016/j.jeoa.2021.100319
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ternehmen mit einer festen kleinen Anzahl von 
Kundinnen und Kunden und einer feststehenden 
Nachfrage nach dem gefertigten Produkt gelten. 
Diese Analogie passt jedoch nicht auf eine aus-
reichend große Volkswirtschaft in normaler Kon-
junkturlage. Ganz im Gegenteil zeigt sich im län-
derübergreifenden Vergleich, dass eine höhere 
Beschäftigungsquote älterer Menschen die Ar-
beitslosigkeit junger Menschen senkt, weil deren 
Abgabenbelastung dort im Durchschnitt niedri-
ger liegen kann.07

SCHLUSSFOLGERUNGEN

Unsere gesetzliche Rente ist vom demografischen 
Wandel nicht bedroht, wenn unser Produktivi-
tätsfortschritt auch in Zukunft so hoch ist, wie er 
im vergangenen Jahrzehnt war. Sie muss jedoch 
an den demografischen Wandel angepasst wer-
den. Starre Haltelinien sind dazu untauglich und 
auch finanzpolitisch unverantwortlich, weil sie 
Zukunftsinvestitionen in Bildung und Infrastruk-
tur aus dem Bundeshaushalt verdrängen werden, 

die wir brauchen, um unseren Produktivitätsfort-
schritt zu erhalten. Rente und Zukunftsinvesti-
tionen sind also zwei Seiten derselben Medaille. 
Die Einführung eines Generationengerechtig-
keitsfaktors ist die vernünftigste Lösung, weil 
dieser die unvermeidbare finanzielle Last des de-
mografischen Wandels gleichmäßig auf die jünge-
re und die ältere Generation verteilt. Langfristig 
gilt es zudem, das Renteneintrittsalter einem im-
mer länger werdenden Leben anzupassen, in dem 
die zusätzliche Lebenszeit im Verhältnis von 2 : 1 
in längeres Arbeiten und einen längeren Renten-
bezug aufgeteilt wird. 
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RENTENSYSTEME IM UMBAU
Herausforderungen und Reformwege  

der Alterssicherung in Europa

Bernhard Ebbinghaus

Gerade in Krisenzeiten gilt die staatliche Rente 
als bewährte Garantin des Einkommens der äl-
teren Bevölkerung. Dies war während der Welt-
wirtschaftskrise 2008/09 ebenso der Fall wie 
während der Pandemie ab 2020. In Deutschland 
bezieht heute jede/ r Vierte eine staatliche Rente 
oder Beamtenpension. EU-weit machen die Ren-
tenausgaben ungefähr 12 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts aus und stellen mit 45 Prozent den 
größten Anteil der Sozialversicherungs ausgaben. 

Die finanzielle Nachhaltigkeit der Alterssi-
cherung steht jedoch überall in Europa vor der 
unabwendbaren Herausforderung einer alternden 
Gesellschaft: Der anhaltende Geburtenrückgang, 
die längere Lebenserwartung und häufiger Vor-
ruhestand stellen die staatlichen Rentensysteme 
vor zunehmende Finanzprobleme, insbesondere 
wenn sie umlagefinanziert sind, also ohne Rückla-
gen arbeiten. Der Generationenvertrag kommt in 
Schieflage: Immer weniger potenzielle Erwerbs-
personen sollen die Renten von immer mehr Äl-
teren bezahlen. In den vergangenen Jahren wur-
den deshalb europaweit Reformen aufgelegt, um 
das Renteneintrittsalter zu erhöhen, die Leistun-
gen anzupassen und staatliche Umlageverfahren 
hin zu Mehrsäulenmodellen mit zunehmender 
kapitalgedeckter, oft in privater Verantwortung 
liegender Altersvorsorge weiterzuentwickeln. 

In Deutschland wurden 1989 erste Schrit-
te eingeleitet, um Frühverrentungen zurückzu-
drängen; 2001 wurde die Riester-Rente als private 
Zusatzversorgung und 2003 die Grundsicherung 
als Mindestsicherung im Alter eingeführt. Auch 
in anderen europäischen Ländern wurden Ren-
tenreformen eher schrittweise und pfadabhängig 
entlang eingeübter Wege angegangen. Tatsächlich 
hängen Reformen von verschiedenen wirtschaft-
lichen, institutionellen und politischen Vorausset-
zungen ab. Der Vergleich Deutschlands mit ande-
ren europäischen Sozialstaaten kann nicht nur die 

Unterschiede im Problemdruck und die verschie-
denen Rentenreformwege verdeutlichen, sondern 
auch best practices aufzeigen, die zur deutschen 
Rentenreformdebatte beitragen können. 

Einer der historisch bedeutsamen Unterschie-
de besteht zwischen der Sozialversicherungstra-
dition der Länder mit Bismarckschen Renten-
versicherungen einerseits – neben Deutschland 
sind das zum Beispiel Frankreich, Italien und 
Polen – und der mit den Beveridge-Reformen 
verbundenen Grundrente andererseits, wie sie 
in Großbritannien 1946 eingeführt wurde, zum 
Beispiel aber auch in Irland, den Niederlanden 
oder ursprünglich Schweden. 01 Während die Bis-
marckschen Rentenversicherungen eine Lebens-
standardsicherung anstreben und das Äquiva-
lenzprinzip zwischen Beitragszahlungen und 
Rentenleistungen umsetzen, zielen Grundrenten-
systeme vorranging auf Armutsvermeidung für 
alle Mitbürger/ -innen und überlassen zusätzli-
chen kapitalgedeckten Säulen der Altersvorsorge 
die Aufgabe, höhere Erwerbseinkommen im Al-
ter abzusichern. Der historische Vorsprung der 
Beveridge-Systeme im Aufbau kapitalgedeckter 
Altersvorsorge zeigt sich auch heute am fortge-
schrittenen Pensionsfonds-Kapitalismus in die-
sen Ländern. 

In diesem Beitrag werden zunächst anhand 
demografischer und sozioökonomischer Pro-
gnosen die Herausforderungen alternder Gesell-
schaften dargestellt, um die politischen Hürden 
für Reformprozesse zu erörtern. In einem Ver-
gleich ausgewählter europäischer Staaten werden 
anschließend anhand der Umkehr der Frühver-
rentungspolitik die unterschiedlichen Problem-
lagen, Reformdynamiken und Erfolge bei der 
Erhöhung der Beschäftigungsquote Älterer be-
trachtet, bevor wir den Blick auf Reformschritte 
hin zu einer Privatisierung und Vermarktlichung 
in der Alterssicherung richten. 
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Tabelle: Demografische Entwicklung, Erwerbsmuster und Rentenausgaben in der EU 
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Ältere (65+),  
in Prozent 

2019 20,4 21,7 19,7 14,3 20,3 23,0 19,3 17,9 20,0

2050 29,6 28,1 25,6 24,8 27,8 33,7 26,4 30,4 23,5

Altenquotient 
(65+/20–64)

2019 34,4 36,1 34,1 24,2 36,5 38,9 32,9 29,0 35,2

2050 56,9 52,8 47,9 46,5 54,8 66,5 49,3 57,0 43,0

Erwerbstätigen-
quote (20–64) 2019 73,1 80,6 78,4 75,1 71,6 63,6 80,2 73,3 82,1

Erwerbsquote 
(55–64) 2019 70,3 75,3 79,2 67,0 66,4 73,3 75,6 53,6 78,9

Erwerbsaustritts-
alter 2019 63,8 64,6 64,5 64,7 62,3 65,5 64,9 62,9 65,0

Staatliche Renten-
ausgaben, in 
Prozent des BIP)

2019 11,6 10,3 9,3 4,6 14,8 15,4 6,8 10,6 7,6

2050 12,6 12,2 7,6 7,5 14,3 16,2 8,9 10,7 7,0

Private Rentenaus-
gaben, in Prozent 
des BIP

2019 4,8 1,0 5,1 4,0

2050 5,9 1,4 6,8 2,7

Quelle: Eigene Zusammenstellung aktueller Daten (2019) und Projektionen (2050) der Europäischen Kommission, The 2021 Ageing 
Report: Economic & Budgetary Projections for the EU Member States (2019–2070), Brüssel 2021. 

DEMOGRAFIE UND 
REFORMDYNAMIK

Insbesondere in umlagefinanzierten Rentensyste-
men1 ist für den Fortbestand des Generationenver-
trags vor allem die Lastenverteilung zwischen Er-
werbsbevölkerung und Älteren ausschlaggebend. 
Bis 2050 prognostiziert die EU einen Anstieg des 
Altenquotienten, also der Zahl der über 65-Jäh-
rigen im Verhältnis zur Erwerbsbevölkerung im 
Alter zwischen 20 und 64 Jahren, von gegenwär-
tig rund 34 auf 57 Prozent im EU-Durchschnitt 
und von rund 36 auf 53 Prozent in Deutsch-
land (Tabelle). Zwar bestehen beträchtliche Un-
terschiede zwischen den älteren Bevölkerungen 
Deutschlands oder etwa Italiens mit einem Alten-
quotienten von über einem Drittel und den rela-

01 Vgl. Traute Meyer, Beveridge statt Bismarck! Europäische 
Lehren für die Alterssicherung von Frauen und Männern in 
Deutschland, Bonn 2013. 

tiv jungen Gesellschaften in Irland oder Polen mit 
Altenquotienten von 24 beziehungsweise 29 Pro-
zent. In der Regel käme aber in drei Jahrzehnten 
eine ältere Person in Europa auf nurmehr zwei im 
Erwerbsalter stehende Personen.

Der Anteil der älteren Personen an der Gesamt-
bevölkerung liegt bereits heute in Deutschland und 
Italien über dem EU-Durchschnitt und wird in 
Italien um 2050 fast 34 Prozent betragen. Das an-
haltende Wachstum der Bevölkerung ab 65 Jahren 
von gegenwärtig EU-durchschnittlich rund 20 auf 
30 Prozent innerhalb von drei Jahrzehnten hat ein 
erhebliches politisches Gewicht: Ältere gehen eher 
zur Wahl als Jüngere. 02 Zudem haben diejenigen, 
die bereits in die Rentenversicherung einbezahlt 

02 Vgl. Bernhard Ebbinghaus, Demografische Alterung 
und Reformen der Alterssicherung in Europa – Probleme der 
ökonomischen, sozialen und politischen Nachhaltigkeit, in: 
Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie 1/2015, 
S. 325–348. 



Rente APuZ

37

haben und absehbar in den Ruhestand gehen, auch 
ein Interesse am Status quo. Bekanntlich wird in 
der öffentlichen Debatte neben der Gesundheits-
politik eine staatliche Verantwortung in der Alters-
sicherung stärker betont als etwa mit Blick auf die 
Unterstützung von Arbeitslosen. 03 

Da im Umlageverfahren die aktuellen Ren-
ten derjenigen, die während ihres Erwerbslebens 
Beiträge zur Rentenversicherung gezahlt und da-
durch Ansprüche erworben haben, von den heu-
tigen Beitragszahler/ -innen finanziert werden, 
die hierfür in Zukunft wiederum Renten erwar-
ten, würde eine umfassende Systemreform hin 
zu einer kapitalgedeckten Altersvorsorge auf das 
Problem des Doppelzahlers stoßen: Diejenigen, 
die aktuell durch ihren Beitrag die Ansprüche der 
gegenwärtigen Rentner/ -innen aufgrund des Ge-
nerationenvertrags decken, müssten gleichzeitig 
einen Kapitalstock für ihre eigene Vorsorge an-
sparen. 04 Das wäre politisch kaum durchsetz-
bar, da einerseits die gegenwärtigen Rentner/ -in-
nen Erwartungen und gar rechtliche Ansprüche 
haben, dass der Generationenvertrag eingehal-
ten wird, und andererseits die gegenwärtigen Er-
werbspersonen keineswegs doppelt zahlen wol-
len beziehungsweise können. 

Vor diesem Hintergrund waren eine schritt-
weise Einführung des Mehrsäulenprinzips über 
längere Zeitspannen oder die Einrichtung einer 
freiwilligen Zusatzvorsorge, um eine zukünfti-
ge staatliche Rentenlücke zu schließen, bisher die 
häufigsten Reformstrategien. 05 Eine Ausgabenre-
duzierung wurde trotz der fortschreitenden Alte-
rung der Bevölkerung politisch eher vermieden. 
Stattdessen wurden zusätzliche Rentenausgaben 
häufig zunächst durch steigende Sozialabgaben 
oder Steuern sowie durch eine höhere Staatsver-
schuldung finanziert. Viele europäische Sozial-
staaten erhöhten so die Einnahmenseite, kamen 
jedoch spätestens in den 1990er Jahren an ihre fis-
kalischen und wirtschaftlichen Grenzen. 

03 Vgl. ders./Elias Naumann, The Popularity of Pension and 
Unemployment Policies Revisited: The Erosion of Public Support 
in Britain and Germany, in: dies. (Hrsg.), Welfare State Reforms 
Seen from Below: Comparing Public Attitudes and Organized 
Interests in Britain and Germany, London 2018, S. 155–186.
04 Vgl. John Myles/Paul Pierson, The Comparative Politi-
cal Economy of Pension Reform, in: Paul Pierson (Hrsg.), The 
New Politics of the Welfare State, New York–Oxford 2001, 
S. 305–333.
05 Vgl. Bernhard Ebbinghaus (Hrsg.), The Varieties of Pension 
Governance: Pension Privatization in Europe, Oxford 2011. 

Im globalen Wettbewerb führte die Verteu-
erung des Faktors Arbeit durch steigende So-
zialabgaben zu Personalabbau, was wiederum 
höhere Ausgaben für Arbeitslosigkeit oder gar 
Frühverrentungen zur Folge hatte. Dieser Teu-
felskreis passiver Arbeitsmarktpolitik war ty-
pisch für kontinentaleuropäische Sozialstaaten, 
so zunächst auch für Deutschland in den 1980er 
und 1990er Jahren. 06 Darüber hinaus beschränk-
ten ab Ende der 1990er Jahre die globalen Finanz-
märkte und die EU-Politik vor allem im Rahmen 
der Europäischen Währungsunion die fiskalpoli-
tischen Spielräume für Neuverschuldung. Demo-
grafischer Wandel, wirtschaftliche Erfordernis-
se und fiskalpolitische Beschränkungen erhöhten 
den Handlungsdruck, die Finanzierung der Ren-
tensysteme zu reformieren.

Aus sozialstaatlicher Sicht ist nicht allein die 
Demografie entscheidend, sondern auch die wirt-
schaftliche Leistungskraft, insbesondere der Be-
schäftigungsgrad, die Produktivität und das Wirt-
schaftswachstum einer Gesellschaft. 07 Insofern 
ist nicht nur der Altenquotient, sondern auch 
die Beschäftigtenquote ein wesentlicher Faktor 
für die finanzielle Tragfähigkeit des Sozialstaats. 
Die Zusammenhänge zwischen demografischer 
Alterung, Beschäftigungs- und Produktivitäts-
entwicklung sowie schließlich der finanziellen 
Lastenverteilung sind jedoch komplex. Grund-
sätzlich können neben einer Erhöhung des Ren-
teneintrittsalters auch die Ausweitung der Be-
schäftigung, insbesondere ein späterer Ausstieg 
aus dem Erwerbsleben, neben einer Erhöhung 
der Frauenerwerbstätigkeit und einer Verringe-
rung von Arbeitslosigkeit, aber auch Investitio-
nen in zukünftige gut ausgebildete Generationen, 
wesentliche Stellschrauben für die Lastenvertei-
lung im Rentensystem sein.

UMKEHRUNG  
DER FRÜHVERRENTUNG  
UND AKTIVES ALTERN

Das bisherige Paradox moderner Arbeitsge-
sellschaften war, dass die Menschen zwar im-

06 Vgl. Fritz W. Scharpf, Employment and the Welfare 
State: A Continental Dilemma, in: Bernhard Ebbinghaus/Philip 
Manow (Hrsg.), Comparing Welfare Capitalism, London 2004, 
S. 270–283. 
07 Vgl. Heiner Ganßmann, Politische Ökonomie des Sozial-
staats, Münster 2000. 
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mer länger leben, in den vergangenen Jahrzehn-
ten jedoch immer früher aufhörten, zu arbeiten. 
Diese Frühverrentungspraxis breitete sich ab 
den Wirtschaftskrisen der 1970er Jahre aus. Im 
Lichte des wachsenden Kostendrucks auf die 
sozialen Sicherungssysteme und der steigenden 
Lohnnebenkosten kam es ab den 1990er Jahren 
zu einer politischen Kehrtwende, und die Vor-
ruhestandspfade wurden eingeschränkt oder ab-
geschafft, das Ruhestandsalter angehoben und 
eine Erhöhung der Erwerbsquote unter Älteren 
forciert. Heute wird eine aktive Arbeitsmarkt-
politik sowie eine beschäftigungsfreundliche So-
zialpolitik angestrebt. 

Die EU setzte sich im Rahmen des Lissabon-
Prozesses im Jahr 2000 eine Steigerung der Be-
schäftigung zum Ziel: Bis 2010 sollten mindes-
tens 50 Prozent der 55- bis 65-Jährigen arbeiten, 
bis 2020 mindestens 75 Prozent der gesamten 
Erwerbsbevölkerung. Das erste Ziel wurde nur 
von den nordischen Sozialstaaten, den liberalen 
Wohlfahrtsregimen, aber auch von Deutschland 
und den Niederlanden erreicht. 08 Deutschland 
und die Niederlande erreichten auch das zweite 
Ziel – die Bundesrepublik weist inzwischen eine 
Beschäftigtenquote von 80 Prozent auf –, wo-
bei in beiden Staaten Teilzeitverträge eine gro-
ße Rolle insbesondere bei der Frauenerwerbs-
beteiligung spielen. In den skandinavischen 
Ländern wird eine solche hohe Beschäftigten-
quote eher in Vollzeit erreicht. Hingegen liegen 
die Beschäftigungsquoten in Frankreich, Irland 
und Polen um den EU-Durchschnitt von rund 
73 Prozent sowie in Italien bei etwa 64 Prozent 
(Tabelle).

Das Alter des Austritts aus dem Erwerbsle-
ben variiert nach wie vor zwischen den europä-
ischen Sozialstaaten, wobei einige südliche und 
östliche EU-Mitglieder ein noch immer nied-
rigeres Ruhestandsalter aufweisen als die meis-
ten westlichen und nordischen Länder (Tabelle). 
Das durchschnittliche Austrittsalter liegt heu-
te in den EU-Mitgliedsländern um 64 Jahre. In 
Frankreich und Osteuropa liegt es noch immer 
darunter, wohingegen Deutschland und die Nie-
derlande in der vergangenen Dekade durch eine 

08 Vgl. Bernhard Ebbinghaus/Dirk Hofäcker, Trendwende 
bei der Frühverrentung in modernen Wohlfahrtsstaaten: 
Paradig menwechsel zur Überwindung von Push- und Pull-
Faktoren, in: Zeitschrift für Bevölkerungswissenschaft 4/2013, 
S. 841–880. 

erstaunliche Umkehr von Frühverrentung hin 
zu einer höheren Erwerbsbeteiligung von Älte-
ren zu den nordischen Ländern aufgeschlossen 
haben. 

Die Einschränkung flexibler Altersrenten, 
Erwerbsunfähigkeitsrenten, Altersarbeitslosen-
hilfen und anderer Vorruhestandsregelungen 
birgt das Risiko, zu vermehrter Altersarmut 
durch Erwerbsunfähigkeit oder bei Verlust des 
Arbeitsplatzes zu führen, wenn die Wiederbe-
schäftigungschancen von Älteren nicht verbes-
sert werden. Davon zeugt etwa Irland, wo höhere 
Beschäftigungsraten in den älteren Altersgruppen 
häufig mit atypischen und prekären Beschäfti-
gungsformen sowie mit Altersarmut zusammen-
gehen. Die skandinavischen Erfahrungen zeigen, 
dass es einer aktiven Arbeitsmarktpolitik und ei-
ner Strategie zur Förderung lebenslangen Ler-
nens bedarf, um die Voraussetzungen für eine 
längere Erwerbsbeteiligung im Alter zu schaffen. 
Dazu gehört auch ein Umdenken betrieblicher 
Personalstrategien sowohl bei Arbeitgebern als 
auch bei Betriebsräten.

Die Schließung der Frühverrentungspfade 
und die Anhebung des Renteneintrittsalters soll-
ten von einer ausreichenden Erwerbsunfähig-
keitsrente für diejenigen, die aus gesundheitlichen 
Gründen nicht länger arbeiten können, sowie von 
präventiven Integrationsmaßnahmen flankiert 
werden, um ältere Arbeitnehmer/ -innen länger 
im Berufsleben zu halten und solche, die erwerbs-
los sind, wieder in Arbeit zu bringen. Einerseits 
müssen Anforderungsprofile von Arbeitsplätzen 
altersgerechter gestaltet werden, andererseits soll-
ten Einstellungshürden für ältere Arbeitnehmer/ - 
innen verringert werden, zum Beispiel durch eine 
Erleichterung von befristeten Arbeitsverträgen 
oder einer weniger am Senioritätsprinzip orien-
tierten Entlohnung. Die Beschäftigungssiche-
rung muss jedoch lange vor dem Renteneintritt 
beginnen: Lebenslanges Lernen sollte durch eine 
systematische Förderung von Weiterbildung ab 
50 Jahren Teil einer präventiven Beschäftigungs-
politik werden.

PRIVATISIERUNG UND 
VERMARKTLICHUNG 

Ein weiterer Paradigmenwechsel in der Renten-
politik erfolgte durch einen Umbau zur Mehr-
säulenarchitektur, die einerseits eine Privatisie-
rung beabsichtigt, also die teilweise Verlagerung 
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der Alterssicherungsverantwortung vom Staat 
auf private Akteure, und andererseits eine Ver-
marktlichung vorsieht, also die Einführung von 
beitragsbezogenen und kapitalgedeckten Markt-
mechanismen in der Altersvorsorge, 09 um die 
staatlichen Umlagesysteme angesichts der demo-
grafischen Entwicklung zu entlasten. In der Re-
gel bedeutete dies die Einführung privater, also 
betrieblicher, tarifvertraglicher oder individueller 
kapitalgedeckter Altersvorsorge, in einigen Fäl-
len wurde auch ein Teil der staatlichen Alterssi-
cherungsbeiträge als Kapitalanlage investiert. Der 
institutionelle Wandel vollzog sich oft parallel: 
Eine perspektivische Reduzierung der umlagefi-
nanzierten Rentenleistungen erhöht gleichzeitig 
den Anreiz zur Ausweitung der kapitalgedeckten 
Zusatzrenten. 

Besonders weitreichend waren einige grund-
sätzliche Rentenreformen. So überführte etwa 
Schweden durch eine umfangreiche Reform 
in den 1990er Jahren sein Grundrenten- in ein 
Mehrsäulenmodell mit staatlicher Einkommens-
versicherung nach dem Umlageverfahren und 
obligatorischer kapitalgedeckter Zusatzversiche-
rung neben weiteren tarifvertraglichen Zusatz-
renten. Nach der Marktöffnung der osteuropäi-
schen Länder wurden in den späten 1990er Jahren 
gemäß der Empfehlungen internationaler Orga-
nisationen, 10 Mehrsäulenmodelle der Alterssiche-
rung einzuführen, obligatorische kapitalgedeckte 
Renten aufgelegt. 11 

In den meisten Bismarckschen Sozialstaa-
ten erfolgte der Paradigmenwechsel in kleineren 
Schritten. So wurden etwa in Deutschland und 
Frankreich neben staatlichen Rentenkürzungen 
ausschließlich freiwillige individuelle Kapitalren-
ten zusätzlich zur betrieblichen Altersvorsorge 
eingeführt. Hierzulande soll seit 2001 die Ries-
ter-Rente, die für Geringverdienende und Fami-
lien mit Zulagen subventioniert wird, die Ver-
sorgungslücke ausgleichen, die durch zukünftige 
staatliche Rentenanpassungen entstehen werden. 
Rund 40 Prozent der Beschäftigten haben ent-
sprechende Verträge abgeschlossen.

09 Vgl. Bernhard Ebbinghaus, Privatisierung und Vermarktli-
chung der Altersvorsorge: Eingetrübte Aussichten des deutschen 
Mehrsäulenmodells, in: WSI-Mitteilungen 6/2018, S. 468–475. 
10 Vgl. Weltbank (Hrsg.), Averting the Old Age Crisis: Policies 
to Protect the Old and Promote Growth, Oxford 1994.
11 Vgl. Andrej Stuchlik (Hrsg.), Rentenreform in Mittel- und 
Osteuropa. Impulse und Politikleitbilder für die Europäische 
Union, Wiesbaden 2010. 

In den Beveridge-Rentensystemen wurde die 
Mehrsäulenarchitektur wesentlich früher einge-
führt, so etwa in Großbritannien und Irland. In-
folgedessen konnten sie bisher einen größeren 
Kapitalstock der privaten Altersvorsorge aufbau-
en, von dem bereits gegenwärtige Rentner/ - innen 
Leistungen beziehen. In der Tat zeigen sich die 
Unterschiede in der Bedeutung privater Alters-
vorsorge in den verschiedenen Sozialstaaten im 
Ausmaß des Pensionsfonds-Kapitalismus – die 
„Spielarten des Kapitalismus“ 12 offenbaren sich 
auch hier: Die für Alterssicherung angelegten 
Aktien- und Wertpapierbestände sind in den libe-
ralen Marktwirtschaften wie prominent Großbri-
tannien und Irland besonders hoch. Beträchtliche 
Kapitaldeckung gibt es aber auch in den nieder-
ländischen, schweizerischen oder einigen nordi-
schen Zusatzversicherungen. Damit einher geht 
jedoch eine erhöhte Abhängigkeit von Finanz-
marktkonjunkturen.

Hinsichtlich des Deckungsgrads der priva-
ten Zusatzvorsorge gibt es erhebliche Unter-
schiede. Dieser liegt in der Schweiz, seitdem sie 
1985 obligatorisch wurde, sowie in den nordi-
schen Ländern und den Niederlanden dank tarif-
vertraglicher Regelung mit 90 Prozent sehr hoch, 
wohingegen um 2010 in den liberalen Mehrsäu-
lensystemen wie in Großbritannien und Irland 
aufgrund der Freiwilligkeit erhebliche Deckungs-
lücken von 50 Prozent bestanden. In den 2010er 
Jahren wurde in Großbritannien versucht, die 
freiwillige Mitgliedschaft in Pensionsfonds da-
durch zu erhöhen, dass Arbeitnehmer/ -innen au-
tomatisch eingeschrieben wurden und ihre Aus-
trittsoption proaktiv wahrnehmen mussten. In 
einigen osteuropäischen Ländern sind Arbeitneh-
mer/ -innen zwar seit den späten 1990er Jahren zu 
einer Mitgliedschaft in einem Pensionsfonds ver-
pflichtet, ansonsten ist der Anteil kapitalgedeck-
ter Altersvorsorge in Bismarckschen Rentensys-
temen aber niedrig. Ausnahme ist Deutschland 
mit 70 Prozent der Beschäftigten, die eine be-
triebliche oder individuelle Altersvorsorge haben. 

Reformen hin zu mehr privater Vorsorge ber-
gen bei unzureichender Deckung und mangeln-
der Zeit zum Ansparen sowie für Beschäftigungs-
gruppen mit unterbrochenen Erwerbsbiografien 

12 Vgl. Peter A. Hall/Daniel W. Gingerich, „Spielarten des 
Kapitalismus“ und institutionelle Komplementaritäten in der 
Makroökonomie. Eine empirische Analyse, in: Berliner Journal 
für Soziologie 1/2004, S. 5–31.



APuZ 20/2022

40

– wie vor allem Frauen, die unbezahlte Sorge-
arbeit geleistet haben, und Erwerbslose – sowie 
Personen in atypischen Beschäftigungsverhältnis-
sen – also befristet oder Teilzeitbeschäftigte – das 
Risiko einer Zunahme sozialer Ungleichheit. Da-
bei hängt der Deckungsgrad von staatlichen An-
reizen und Subventionen sowie von tarifvertrag-
lichen Regelungen ab: Wo keine Verpflichtung zu 
solchen Zusatzrenten durch Obligatorium wie 
in der Schweiz oder durch allgemeingültige Ta-
rifverträge wie in den Niederlanden einen brei-
ten Deckungsgrad garantieren, ist in Ländern mit 
ausgebauten privaten Alterssicherungssäulen die 
Altersarmut wie in Großbritannien und Irland 
besonders hoch. 13 Eine Umschichtung zu nicht-
staatlicher Altersvorsorge erfordert also den Aus-
bau staatlicher oder sozialpartnerschaftlicher Re-
gulierung und steuerlicher Förderung. 

FORTSETZUNG FOLGT

Der1415 Zusammenbruch der Finanzmärkte 2008 
und die darauffolgende Wirtschaftskrise haben 
sich unmittelbar, aber auch langfristig auf staat-
liche Renten und die private Altersvorsorge aus-
gewirkt. Die Möglichkeiten, die staatlichen Sozi-
alleistungen im Umlageverfahren zu finanzieren, 
wurden durch die Staatsschuldenkrise noch wei-
ter eingeschränkt, und der Börsencrash führte zu 
Verlusten der kapitalgedeckten Altersvorsorge: 
So fiel etwa das Anlagevermögen der Pensions-
fonds in Irland innerhalb eines Jahres um 35 Pro-
zent, während die meisten anderen europäischen 
Pensionsfonds einen nominalen Rückgang zwi-
schen 10 und 20 Prozent zu verzeichnen hatten. 14 
Auch wenn sich die meisten Fonds seither wie-
der etwas erholt haben, wurden die Wachs tums-
erwar tungen gedrosselt und hat das Vertrauen in 
Kapitaldeckung Schaden genommen. In osteuro-
päischen Ländern hat die Finanzkrise zu einem 
Moratorium, wenn nicht sogar zu einer Rück-
nahme kapitalgedeckter Renten geführt. 15

13 Vgl. Bernhard Ebbinghaus, Inequalities and Poverty Risks 
in Old Age Across Europe: The Double-Edged Income Effect 
of Pension Systems, in: Social Policy & Administration 3/2021, 
S. 440–455.
14 Vgl. ders./Tobias Wiß, Taming Pension Fund Capitalism in 
Europe: Collective and State Regulation in Times of Crisis, in: 
Transfer 1/2011, S. 15–28. 
15 Vgl. Jan Drahokoupil/Stefan Domonkos, Averting the 
Funding-Gap Crisis: East European Pension Reforms Since 2008, 
in: Global Social Policy 3/2012, S. 283–299. 

Die demografische Entwicklung ist unab-
wendbar und im Lichte fiskalpolitischer Zwänge 
auch weiterhin ein wesentlicher Grund für um-
fangreiche Reformen zur Alterssicherung. Da-
bei sollte nicht nur finanzielle Nachhaltigkeit an-
gesichts der Alterung der Gesellschaft, sondern 
auch soziale Nachhaltigkeit im Hinblick auf die 
Folgen der Vermarktlichung und Privatisierung 
sozialer Risiken leitendes Prinzip sein.
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GENERATIONENGERECHTIGKEIT
Genese und Dimensionen eines Begriffs

Jörg Tremmel

„Generationengerechtigkeit“ ist im Zusammen-
hang mit Reformen des Sozialversicherungssys-
tems ein häufig genutztes Schlagwort. Mit die-
sem positiv besetzten Begriff wird versucht, ganz 
verschiedene Ziele argumentativ zu rechtferti-
gen – von der Sicherung des Lebensstandards der 
älteren Generation bis zum Ausbau der Kapital-
deckung der Alterssicherung. Welche philosophi-
schen Theorien und Konzepte sich dahinter ver-
bergen, spielt meist eine untergeordnete Rolle in 
der öffentlichen Debatte. Dieser Beitrag führt in 
die Genese und die Dimensionen des Begriffs ein, 
bevor mit Blick auf die Rentenpolitik skizziert 
wird, welche politischen Maßnahmen sinnvoller 
Weise als „generationengerecht“ bezeichnet wer-
den können und welche nicht.

DEBATTEN  
IN DER PHILOSOPHIE 

Eine vollständige philosophische Theorie der 
Gerechtigkeit zwischen den Generationen hat zu 
klären, wer von wem wie viel von was erhalten 
soll. In der exponentiell wachsenden Literatur zu 
Generationengerechtigkeit sind alle diese W-Fra-
gen umstritten. 

Nicht strittig ist allerdings, dass sich Fragen der 
Generationengerechtigkeit, also der intergenerati-
onellen Gerechtigkeit, immer zwischen Personen-
gruppen stellen, die zu unterschiedlichen Zeiten ge-
boren sind. Gerechtigkeit innerhalb einer wie auch 
immer definierten Generation ist nicht Gegenstand 
der Gerechtigkeit zwischen den Generationen. In 
diesem anderen, intragenerationellen Bereich sind 
etwa Fragen der Gerechtigkeit zwischen Männern 
und Frauen (Geschlechtergerechtigkeit), Einkom-
mensstarken und Einkommensschwachen (sozi-
ale Gerechtigkeit) oder Menschen verschiedener 
Herkunft angesiedelt. Gerechtigkeit zwischen den 
Generationen ist ein davon abzugrenzendes Feld, 
auch wenn es Wechselwirkungen zu Fragen der in-
tragenerationellen Gerechtigkeit gibt.

Umstritten ist bereits die scheinbar eindeuti-
ge Frage, wer die beteiligten Akteure sind, denn 
der Begriff „Generation“ ist mehrdeutig. For-
schung zu familialen Generationen nimmt das 
Gegensatzpaar Kinder/Eltern in den Blick und 
stellt Analysen überwiegend auf der Mikroebe-
ne an. Dagegen bezieht sich die chronologische 
beziehungsweise demografische Bedeutung des 
Generationenbegriffs auf das Geburtsjahr bezie-
hungsweise die Zugehörigkeit zu einer Altersko-
horte. Hier wiederum können zwei unterschied-
liche Gegensatzpaare in den Blick genommen 
werden: jung/alt oder heutig/zukünftig. Je nach 
Art des Generationenvergleichs ergeben sich un-
terschiedliche Fragestellungen.

Auch die Frage, wie viel eine Generation ei-
ner anderen hinterlassen sollte, ist umstritten. 
Aus philosophischer Sicht ist hier zunächst eine 
Vorklärung nötig: Sind wir der Nachwelt über-
haupt etwas schuldig? Im Wesentlichen gibt es 
drei Gegenargumente gegen jedwede Verpflich-
tungen: erstens das Nicht-Identitäts-Problem, 
das besagt, dass die jeweils Lebenden keine Ver-
pflichtungen gegenüber künftig Lebenden haben, 
weil die Existenz Letzterer von den Entschei-
dungen Ersterer abhängt. 01 Konkret könne etwa 
eine nachlässige Klimaschutzpolitik 02 oder eine 
ausufernde Schuldenpolitik der früher Lebenden 
nicht von den heute Lebenden kritisiert werden, 
denn bei einer anderen Politik hätten sich andere 
Menschen als ihre Eltern getroffen und gepaart, 
es wären also genetisch andere Kinder entstan-
den. Solange die heute Lebenden lebenswerte Le-
ben führen, seien deren Vorwürfe gegen ihre Vor-
fahren unberechtigt. Bei dieser Debatte wird oft 
übersehen: Das Nicht-Identitäts-Problem stellt 
sich nur, wenn man bestimmte epistemische Vor-
an nah men über Kausalität teilt. 03 In derzeitigen 
Diskussionen über generationengerechte Renten-
politik spielt es zu Recht keine Rolle.

Zweitens die These der reichen Zukunft, die 
gemeinhin lautet, dass die materiellen Problem-
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lösungsmöglichkeiten kommender Generationen 
größer sein werden als die der heutigen und da-
her Verschiebungen von finanziellen oder öko-
logischen Lasten in die Zukunft legitim sind. 04 
Da das Los der früher und der heute Lebenden 
insgesamt schwerer war beziehungsweise ist als 
das der künftig Lebenden, sei es nicht ungerecht, 
von Letzteren mehr zu verlangen. Diese Recht-
fertigung einer Diskontierung künftiger Schäden 
kann mit Blick auf die Menschheitsgeschichte 
speziell seit der Neuzeit eine gewisse empirische 
Evidenz beanspruchen. Im Anthropozän ist je-
doch ein solcher Fortschrittsoptimismus zweifel-
haft geworden: Zum einen ist klärungsbedürftig, 
was „Fortschritt“ überhaupt sein soll; zum an-
deren wissen wir nicht, ob die Geschwindigkeit 
technologischer Innovationen in der Zukunft so 
sein wird wie in der Vergangenheit. Jede optimis-
tische Zukunftsprognose ist also unsicher. Die 
Generationenethik sagt nicht, wie es kommen 
wird, sondern nur, was wir aus ethischen Grün-
den tun sollten.1234 

Drittens das Problem der unklaren Interes-
sen und Präferenzen künftiger Generationen, 
das sich auf die zwangsläufige Nicht-Auskunfts-
fähigkeit ungeborener Menschen bezieht. Auch 
dieser Einwand schließt moralische Verpflich-
tungen gegenüber der Nachwelt nicht aus. So ar-
gumentieren etwa Vertreter von bedürfnisorien-
tierten Ansätzen, dass es nicht konkret um den 
Nutzen, die Präferenzen, die Interessen oder die 
Wünsche Ungeborener gehe, sondern schlicht 
um die Grundbedürfnisse aller Menschen – frü-
her, heutig und künftig Lebender. 05 Diese sind zu 
allen Zeiten identisch. Damit verliert das Unsi-
cherheitsproblem erheblich an Bedeutung.

Wenn also Pflichten gegenüber kommen-
den Generationen bestehen, stellt sich die An-
schlussfrage, welches Ausmaß diese Pflichten 
haben. Meistens werden in der Literatur kom-

01 Vgl. Lukas Meyer, Intergenerational Justice, 3. 4. 2003. 
http://plato.stanford.edu/entries/justice- intergenerational. 
02 Vgl. etwa Derek Parfit, Energy Policy and the Further Future, 
in: Stephan Gardiner (Hrsg.), Climate Ethics. Essential Readings, 
Oxford 2010, S. 112–121.
03 Vgl. Jörg Tremmel, The Dispute About the Climate Non-
Identity Problem – Looked Upon From the Paradigm Perspective, 
in: Intergenerational Justice Review 2/2019, S. 50 ff.; ders., Eine 
Theorie der Generationengerechtigkeit, Münster 2012.
04 Vgl. Bjørn Lomborg, The Skeptical Environmentalist: Mea sur-
ing the Real State of the World, Cambridge 2001.
05 Vgl. mit weiteren Nachweisen Tremmel 2012 (Anm. 3), 
S. 119–212.

parative Standards zusammen mit der Formulie-
rung „mindestens genauso gut“ verwendet, aber 
auch der Ausdruck „besser als“ wird gebraucht. 06 
So formuliert etwa der Philosoph James Wood-
ward: „Jede Generation sollte für nachrückende 
Generationen eine Bandbreite an Ressourcen und 
Chancen hinterlassen, die mindestens gleich groß 
ist wie die Bandbreite der eigenen Ressourcen und 
Chancen.“ Bei seinem Kollegen Otfried Höffe ist 
zu lesen: „Verantwortungsvolle Eltern hinterlas-
sen ihren Kindern ein Erbe, das möglichst größer 
ausfällt, als sie es von ihren Eltern übernommen 
haben.“ Bezogen auf die Makroebene schreibt 
Karl Marx: „Selbst eine ganze Gesellschaft, eine 
Nation, ja alle gleichzeitigen Gesellschaften zu-
sammengenommen, sind nicht Eigentümer der 
Erde. Sie sind nur ihre Besitzer, ihre Nutznießer, 
und haben sie als boni patres familias den nachfol-
genden Generationen verbessert zu hinterlassen.“ 
Der Ökonom Richard Hauser formuliert: „Jede 
Generation sollte an die nachfolgende einen po-
sitiven Nettotransfer leisten, der höher ist als je-
ner, den sie von ihrer Vorgängergeneration emp-
fangen hat.“ 

Welches ist aber das intrinsisch wertvolle 
Gut, das im Generationenvergleich erhalten be-
ziehungsweise weitergegeben werden sollte? Als 
alternative Antworten auf diese Frage werden in 
der Literatur unter anderem „Fähigkeiten“, „sub-
jektiver Nutzen“, „Grad der Bedürfniserfüllung“, 
„Lebensgestaltungschancen“, „Güter“, „Land“, 
„Wohlstand“, „Lebensstandard“ oder „Konsum-
niveau pro Kopf“ genannt. 07 In Bezug auf die Al-
terssicherung sind alle Bezugsgrößen monetärer 
Natur. Es geht also um Geld.

GENERATIONENGERECHTIGKEIT 
UND ALTERSSICHERUNG

Bei der Übertragung des philosophischen Kon-
zepts der Generationengerechtigkeit in den Kon-
text der Alterssicherung stellt sich die Frage, was 
mit „Generation“ gemeint ist. Chronologische 
Generationen werden hier gleichgesetzt mit „Ko-
horten“, und zwar nicht nur im Sinne von Ge-

06 Alle Quellen für den nachfolgenden Absatz finden sich in 
Jörg Tremmel, Gerechtigkeit zwischen den Generationen, in: 
Gottfried Schweiger/Johannes Drerup (Hrsg.), Handbuch Philo-
sophie der Kindheit, Stuttgart 2019, S. 371–379.
07 Für eine Übersicht, siehe Edward Page, Intergenerational 
Justice of What?, in: Environmental Politics 16/2007, S. 453–
469.

http://plato.stanford.edu/entries/justice-intergenerational
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burtskohorten, sondern auch im Sinne von Jahr-
gangskollektiven, die durch alle Lebensstadien 
schreiten. Die Jahrgangskollektive werden im all-
gemeinen Sprachgebrauch wiederum zu drei Ge-
nerationen aggregiert: die noch nicht Erwerbstä-
tigen, die Erwerbstätigen und die Generation im 
Ruhestand.

Es sind nun Vergleiche zwischen unterschied-
lich alten Kohorten zu einem bestimmten Zeit-
punkt oder zwischen gleichaltrigen Kohor-
ten zu unterschiedlichen Zeitpunkten möglich. 
Beim ersten, direkten Vergleich stellt man etwa 
den Prozentsatz der 0- bis 17-Jährigen und der 
65- bis 80-Jährigen, die 2022 in Einkommensar-
mut leben, einander gegenüber; beim zweiten, in-
direkten Vergleich beispielsweise den Prozent-
satz von einkommensarmen 0- bis 17-Jährigen 
in den Jahren 1992 und 2022. Es kann also sein, 
dass die heutige junge Generation bei den beiden 
beschriebenen Generationenvergleichen einmal 
besser und einmal schlechter dasteht als die Ge-
neration, mit der sie verglichen wird. 

Wer jetzt jung ist, wird später alt sein, und wer 
heute alt ist, war früher jung. Wenn wir Ressour-
cenanteile über das ganze Leben hinweg berück-
sichtigen, dann kann ein Vorteil während eines 
bestimmten zeitlichen Lebensabschnitts eine Last 
während einer anderen Phase kompensieren. Um 
Aussagen darüber zu treffen, was generationen-
gerecht beziehungsweise generationenungerecht 
ist, sollten also die Gesamtlebensverläufe von 
zwei Generationenkohorten verglichen werden. 08 

Damit lässt sich in Bezug auf die Rente eine 
wichtige Erkenntnis festhalten: Es ist nicht gene-
rationenungerecht, wenn eine Generation A hohe 
Beitragssätze bezahlt – solange sie später, im Ren-
tenalter, auch hohe Renten erhält. Es ist nicht ge-
nerationenungerecht, wenn eine Generation B 
niedrige Renten erhält – solange sie früher, als sie 
die aktive Generation war, auch niedrige Beitrags-
sätze bezahlt hat. Generationenungerecht ist es 
im Rentensystem allerdings, wenn eine Generati-
on hohe Beitragssätze bezahlen muss, aber später 
nur niedrige Renten erhält, wohingegen eine an-
dere Generation niedrige Beitragssätze bezahlen 
durfte und trotzdem im Alter hohe Renten erhält. 
Das Maß ist immer das Beitrags-Leistungs-Ver-

08 Vgl. Dennis McKerlie, Justice Between the Young and the 
Old, Oxford 2013; Tremmel 2012 (Anm. 3), S. 36–63. Ähnlich 
Stefan Liebig/Percy Scheller, Gerechtigkeit zwischen den Gene-
rationen, in: Berliner Journal für Soziologie 3/2017, S. 301–321.

hältnis, also die Rendite, und eine generationen-
gerechte Rentenpolitik darf hier keine eklatanten 
Unterschiede zulassen. 09

DER GENERATIONENVERTRAG

Muss also der Staat dafür sorgen, dass jede Ge-
neration eine gleichermaßen hohe Rendite erhält? 
Diese Forderung würde ignorieren, dass sich Zei-
ten ändern können. Schon jetzt erlebt Deutsch-
land einen demografischen Übergang, der durch 
eine Kombination aus niedriger Geburtenrate 
und steigender Lebenserwartung gekennzeichnet 
ist. Diese Veränderung des Bevölkerungsaufbaus 
untergräbt das gesetzliche Umlageverfahren, das 
in Form des sogenannten Generationenvertrags 
organisiert ist. 

Um die grundlegenden Zusammenhänge ver-
ständlich zu machen, soll kurz beschrieben wer-
den, wie der Generationenvertrag in einem nicht-
monetären Kontext aussähe: 10 In einer Zeit vor 
dem Sozialstaat brechen die Mitglieder dreier 
Generationen einer Dorfgemeinschaft auf. Zehn 
Kinder begleiten zehn ihrer Eltern und zehn ih-
rer Großeltern auf eine rituelle Reise, die mit dem 
freiwilligen Tod der Großeltern enden soll. Die 
Kinder bekommen Mitleid mit ihren Großeltern 
und überreden ihre Eltern, das Versprechen ab-
zugeben, sich um die alten Großeltern bis zu de-
ren natürlichem Tod zu kümmern – im Austausch 
für das Versprechen der Kinder, das gleiche für 
ihre Eltern zu tun, wenn deren Zeit kommt. Bei 
diesem Beispiel würde die mittlere Generation 
vermutlich getrost auf das Versprechen einge-
hen. Wenn aber nun die losziehende Gruppe aus 
zehn Großeltern, acht Eltern und fünf Kindern 
bestünde? Dann müsste sich die mittlere Genera-
tion wohl überlegen, ob die Zusage der Kinder-
Generation überhaupt erfüllbar sein kann. Das 
Beispiel ist drastisch, macht aber deutlich, dass je-

09 Vgl. Gutachten des Sozialbeirats zum Rentenversicherungs-
bericht 2001, Bundestagsdrucksache 14/7639, 23. 11. 2001, 
S. 131–134; Stiftung für die Rechte zukünftiger Generationen 
(SRzG), Rente und Pensionen. Positionspapier, Stuttgart 2020, 
S. 2 f. Zu methodischen Fragen der Renditeberechnung vgl. 
Stefan Eitenmüller, Die Rentabilität der gesetzlichen Rentenversi-
cherung, in: Deutsche Rentenversicherung 1996/12, S. 184–198; 
Jürgen Faik, Die Rendite der gesetzlichen Rentenversicherung – 
Theorie und Empirie, 24. 4. 2008, https://opus- hslb.bsz- bw.de/
frontdoor/deliver/index/docId/ 284/file/Anlage_ 3.pdf.
10 Vgl. Thomas Lindh/Bo Malmberg/Joakim Palme, Genera-
tions at War or Sustainable Social Policy in Ageing Societies?, in: 
Journal of Political Philosophy 4/2005, S. 470–489.

https://opus-hslb.bsz-bw.de/frontdoor/deliver/index/docId/284/file/Anlage_3.pdf
https://opus-hslb.bsz-bw.de/frontdoor/deliver/index/docId/284/file/Anlage_3.pdf
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der Generationenvertrag empfindlich auf demo-
grafische Veränderungen reagiert.

In Deutschland wird sich das Verhältnis von 
Beitragszahlern und Rentenbeziehern langfristig 
stark verändern. Kurzfristig jedoch, das ist un-
strittig, ist in Deutschland die Situation günstig. 
Denn derzeit ist die Zahl der Beitragszahler auf-
grund der geburtenstarken Jahrgänge der „Baby-
Boomer“ hoch, während die Zahl der Renten-
empfänger gering ist. Erst wenn die zahlenmäßig 
starken Jahrgänge – der größte davon ist die 1964 
geborene Kohorte – ins Renteneintrittsalter kom-
men, drehen sich die Verhältnisse um. Im deut-
schen Umlageverfahren kann es dennoch besser 
laufen als in der beispielhaften Dorfgemeinschaft 
– zum einen aufgrund der kontinuierlichen Ge-
sundheitsverbesserung großer Teile der Bevölke-
rung, die zu einem immer weiteren Hinausschie-
ben des Ruhestands führen kann, zum anderen 
wegen des Produktivitätszuwachses. 

Der medizinische Fortschritt hat in den ver-
gangenen Jahrzehnten dafür gesorgt, dass die je-
weiligen Neurentner-Kohorten länger gesund 
bleiben als die Jahrgänge vor ihnen. Vor allem zwi-
schen dem 65. und dem 80. Lebensjahr gibt es ei-
nen neuen, spektakulären Zugewinn an Gesund-
heit. 11 Dies könnte theoretisch dazu führen, dass 
die Menschen länger berufsaktiv bleiben, prak-
tisch geschieht das aber nur eingeschränkt: Seit 
dem Jahr 2000 hat sich zwar die Zahl der erwerbs-
tätigen 55- bis 64-Jährigen von gut einem Drittel 
auf über zwei Drittel der Altersgruppe verdoppelt. 
Aber während in den 1980er Jahren die Deutschen 
14 Prozent ihrer Lebenszeit in Rente verbrachten, 
sind es momentan schon 21 Prozent. Zum Zeit-
punkt des Renteneintritts hat man also nicht „ein 
Leben lang gearbeitet“, sondern vielmehr noch ei-
nen Großteil des Lebens vor sich. 

Das Umlageverfahren lebt davon, dass das 
Verhältnis der Zahl der „Arbeitsjahre“ und der 
„Ruhestandsjahre“ nicht aus dem Takt gerät. In 
Deutschland wird seit 2012 das Eintrittsalter für 
die Regelaltersrente schrittweise heraufgesetzt, 
bis 2032 auf 67 Jahre. Das hilft dem Generatio-
nenvertrag gleich in zweifacher Hinsicht: Die 

11 Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes beträgt die 
„fernere Lebenserwartung“ der 65-jährigen Männer derzeit 
17,9 Jahre, die der Frauen 21,1 Jahre. Vgl. Statistisches Bundes-
amt, Sterbetafel 2018/2020, www.destatis.de/DE/ZahlenFak-
ten/_Querschnitt/DemografischerWandel/DemLebenserwar-
tung.html.

Rentenversicherung hat für jeden Versicherten für 
eine längere Zeit Beitragseinnahmen und für eine 
kürzere Zeit Rentenausgaben. Eine Erhöhung der 
Regelaltersgrenze ist generationengerecht, bei der 
älteren Generation jedoch unbeliebt. 12

Der zweite Faktor, der die demografiebeding-
ten Probleme des Generationenvertrags zumin-
dest in der Theorie lindern kann, ist der Produk-
tivitätsfortschritt. 13 Wir sind diesem Argument in 
abgewandelter Form bereits in Form der These 
der „reichen Zukunft“ begegnet. Tatsächlich ha-
ben Produktivitätszuwächse einen großen Ein-
fluss auf die Finanzierbarkeit des Sozialstaates. 
In den vergangenen Jahrzehnten hat die Arbeits-
produktivität pro Erwerbstätigem in Deutsch-
land im Einklang mit dem Wirtschaftswachstum 
in der Regel zugenommen. Ein Naturgesetz ist 
das allerdings nicht, wie nicht zuletzt die Coro-
na-Pandemie gezeigt hat. Wir wissen nicht, wie 
sich die Produktivität in der Zukunft entwi-
ckeln wird. Deswegen wäre es fahrlässig, mit die-
sem Argument den demografiebedingten Anpas-
sungsbedarf des Generationenvertrags klein zu 
reden. Auch gleichbleibend hohe Produktivitäts-
zuwächse ändern nichts daran, dass es im Um-
lageverfahren bei einem inhomogenen Bevölke-
rungsaufbau allein aufgrund der Demografie eine 
ungleiche Rendite für verschiedene Kohorten ge-
ben wird.

FÜR EINE GETEILTE  
BELASTUNG

Um die Jahrtausendwende wurde der Anpas-
sungsbedarf des Generationenvertrags vor dem 
Hintergrund der demografischen Herausforde-
rung intensiv öffentlich diskutiert. 14 Vor allem 
unter der rot-grünen Bundesregierung erfolg-
ten grundlegende Umbauten des Rentensystems. 
Diese bewegten sich einerseits innerhalb der Lo-

12 Vgl. Alexander Hagelüken, Lasst uns länger arbeiten!, 
München 2019.
13 Vgl. Klaus Opfermann, Rentenfinanzierung durch Produkti-
vitätsfortschritt, in: Gunnar Schwarting (Hrsg.), Demografischer 
Wandel: Herausforderungen für Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft, Baden-Baden 2018, S. 101–148.
14 Vgl. etwa Bundesministerium für Gesundheit und Soziale 
Sicherung (Hrsg.), Nachhaltigkeit in der Finanzierung der 
Sozialen Sicherungssysteme, Berlin 2003; Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger (Hrsg.), Generationengerechtigkeit 
– Inhalt, Bedeutung und Konsequenzen für die Alterssicherung, 
Berlin 2004.

http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/_Querschnitt/DemografischerWandel/DemLebenserwartung.html
http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/_Querschnitt/DemografischerWandel/DemLebenserwartung.html
http://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/_Querschnitt/DemografischerWandel/DemLebenserwartung.html
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gik des Umlagesystems, wie insbesondere die 
Einführung eines Nachhaltigkeitsfaktors in der 
Rentenanpassungsformel 2004/05, der letztlich 
eine Lastenteilung zwischen Jung und Alt vorsah. 
Andererseits läuteten sie auch einen Systemwech-
sel hin zu einem teilweise kapitalgedeckten Ren-
tensystem ein, wie ihn 2001/02 die Einführung 
einer staatlich geförderten kapitalgedeckten Zu-
satzversorgung („Riester-Rente“) bedeutete, um 
das sinkende Rentenniveau aufzufangen. 

Ein vollständiger Umstieg auf ein Kapitalde-
ckungsverfahren wäre im Hinblick auf Genera-
tionengerechtigkeit problematisch, da er in einer 
Übergangsphase zu einer Doppelbelastung der 
mittleren Generation führen würde: Die heute im 
Erwerbsleben stehende Generation müsste gleich-
zeitig die umlagefinanzierten laufenden Renten 
der heutigen Rentner stemmen und ihre eigene, 
künftige Rente im Kapitaldeckungsverfahren an-
sparen. Und im Falle einer vollständig kapitalge-
deckten Altersversorgung der Bevölkerung hängt 
die Höhe der Renten von den Entwicklungen an 
den Aktien- und Anleihemärkten ab, sodass diese 
durch politische Akteure nicht intergenerational 
beeinflusst und geglättet werden kann. Es kommt 
also zu Gewinner- und Verliererkohorten. Es sind 
Modelle entwickelt worden, um dies auszuglei-
chen, 15 jedoch kommt es auch hier zu einer Dop-
pelbelastung bestimmter Kohorten. 

Der Grundgedanke des Nachhaltigkeitsfak-
tors ist hingegen bestechend: 16 Wenn17181920 die Gesell-
schaft altert, dann müssen die Belastungen inner-
halb des Umlageverfahrens zwischen Jüngeren 
und Älteren geteilt werden. Die Arbeitnehmer 
müssen mehr als bisher an Beiträgen zahlen, die 
Rentenempfänger erhalten weniger Zuwächse, 

15 Vgl. Oskar Goecke, Sicherheit und Fairness. Das kollektive 
Sparmodell für die Altersvorsorge, in: Klaus Hurrelmann/Heri-
bert Karch/Christian Traxler (Hrsg.), Jugend, Vorsorge, Finanzen. 
MetallRente Studie 2019, Weinheim 2019, S. 126–136.
16 Ausführlich dazu SRzG (Anm. 9). 
17 Vgl. Gøsta Esping Andersen/John Myles, Sustainable and 
Equitable Retirement in a Life Course Perspective, in: Gordon 
Clark/Alicia Munnell/Michael Orszag (Hrsg.), Oxford Handbook 
of Pensions and Retirement Income, Oxford 2006, S. 839–858, 
hier S. 845.
18 Vgl. Jörg Tremmel/Sarna Röser, Langfristig gedachte Ren-
tenpolitik, in: Hurrelmann/Karch/Traxler (Anm. 15), S. 100–109.
19 Vgl. Felix Welti, Abgeordnete in die Sozialversicherung?, in: 
Zeitschrift für Parlamentsfragen 2/2000, 254 ff.
20 Vgl. Jörg Tremmel, Der Eigenvorsorgebeitrag als Alternative 
zur beamtenrechtsähnlichen Versorgung für Abgeordnete, in: 
Zeitschrift für Parlamentsfragen 2/2019, S. 327–350.

als vorher versprochen. Im Vergleich zu einer al-
leinigen Fixierung der Rentenhöhe, die auf Kos-
ten der Beitragszahler ginge, und zu einer allei-
nigen Fixierung der Beitragssätze, die auf Kosten 
der Rentner ginge, hat dieser Mittelweg zwischen 
einer einnahmeorientierten Ausgabenpolitik und 
einer ausgabenorientierten Einnahmepolitik den 
Vorteil, dass sich die Belastung gleichmäßig auf 
beide Generationen verteilt und keine unfair be-
handelt wird, da der Status quo der Einkommens-
verteilung im Lebensverlauf beibehalten wird. 17 

Diese Logik wurde von den Rentenreformen 
in den 2000er Jahren prinzipiell anerkannt. Al-
lerdings ist eine generationengerechte Rentenpo-
litik umso schwerer durchzuhalten, je älter eine 
Gesellschaft wird. Bei der Bundestagswahl 2021 
waren nur noch 15 Prozent der Wahlberechtig-
ten unter 30, aber ein Drittel über 60 Jahre alt. 
Das hat zur Folge, dass die rentenpolitischen In-
teressen der älteren Generation schwerer wiegen. 
Das zeigt sich etwa an der 2014 erfolgten Einfüh-
rung der Rente mit 63 für langjährig Versicherte, 
die dazu geführt hat, dass heute bereits ein Drittel 
aller Versicherten vorzeitig abschlagsfrei in Ren-
te gehen, und vor allem an der Aussetzung des 
Nachhaltigkeitsfaktors im Zuge einer Verände-
rung der Rentenformel zugunsten der Älteren 
mit dem Rentenpaket 2018, das das Prinzip eines 
Mindestrentenniveaus verabsolutiert. 18 

Die Dominanz der Interessen der Ruheständ-
ler ist in der deutschen Rentenpolitik derzeit un-
verkennbar. Wie könnte der Reformeifer der Par-
lamentarier trotzdem gestärkt werden? Dem in 
der Ökonomie und den Sozialwissenschaften 
wohlbekannten Principal-Agent-Theorem zu-
folge hängt die Qualität von Maßnahmen immer 
auch von der eigenen Betroffenheit der Entschei-
dungsträger ab. 19 Von daher ist es problematisch, 
dass die Mitglieder der Legislative durch das Sys-
tem der Abgeordnetenpensionen von den not-
wendigen demografiebedingten Anpassungspro-
zessen, die fast die ganze Bevölkerung treffen 
werden, ausgenommen sind. 20 Die Änderung die-
ses Zustands wäre der erste Schritt hin zu einer 
Erwerbstätigenversicherung, die wir aus Gerech-
tigkeitsgründen dringend brauchen.
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Bauen und Wohnen 
CALL FOR PAPERS

Wie Bauen und Wohnen in Zukunft bezahlbar, klimaneutral und sozial gerecht gestaltet werden 
können, ist eine der großen sozialen Fragen unserer Zeit. Wohnen ist ein Grundbedürfnis, und die 
gesellschaftlichen Auswirkungen einer gescheiterten oder gelungenen Wohnungsbaupolitik sind weit-
reichend. Wie Wohnungsmangel bekämpft und angemessene Mieten durchgesetzt werden können, 
welche rechtlichen Voraussetzungen dafür nötig sind, wie Wohneigentum gefördert werden kann, 
ob es ein Grundrecht auf Wohnen gibt, wie generationenübergreifendes Wohnen aussehen könnte 
und welche städtebaulichen, demokratiepolitischen oder ökologischen Herausforderungen mit einer 
modernen Wohnungsbaupolitik verknüpft sind – all das sind Fragen, die in einer Ausgabe von „Aus 
Politik und Zeitgeschichte“ diskutiert werden sollen.

Für die Ausgabe 51–52/2022, die im Dezember 2022 erscheinen wird, suchen wir Beiträge, die sich 
historisch oder gegenwartsbezogen und aus unterschiedlichen fachwissenschaftlichen Perspektiven 
mit dem Thema beschäftigen. Exposés mit einem Umfang von 1 bis maximal 2 Seiten können bis zum 
30. Juni 2022 per E-Mail an apuz@bpb.de eingereicht werden. Aus den Exposés sollen die zugrunde 
liegenden Leitfragen, die Struktur des Beitrags und die Vorgehensweise der Autor: innen klar hervor-
gehen. Bitte fügen Sie auch einen Kurzlebenslauf bei.

Vor der Auswahl der Autorinnen und Autoren durch die APuZ-Redaktion werden alle eingereichten 
Exposés anonymisiert. Kriterien sind Originalität, Wissenschaftlichkeit und politische Relevanz. Die 
Autorinnen und Autoren werden bis Ende Juli über die Berücksichtigung ihres Exposés informiert 
und haben anschließend bis Ende Oktober Zeit, ihre Beiträge im Umfang von ca. 26 000 Zeichen (inkl. 
Leerzeichen und Fußnoten) zu schreiben. Diese werden in der Print- wie auch in der Online-Ausgabe 
der APuZ veröffentlicht.

„Aus Politik und Zeitgeschichte“ – die Beilage zur Wochenzeitung „Das Parlament“ – wird von der 
Bundeszentrale für politische Bildung herausgegeben. Sie veröffentlicht wissenschaftlich fundierte, 
allgemein verständliche Beiträge zu zeitgeschichtlichen und sozialwissenschaftlichen Themen sowie zu 
aktuellen politischen Fragen. Die Zeitschrift ist ein Forum kontroverser Diskussion, führt in komplexe 
Wissensgebiete ein und bietet eine ausgewogene Mischung aus grundsätzlichen und aktuellen Analy-
sen. Sie fungiert als Scharnier zwischen Wissenschaft, politischer Bildung und breiter  Öffentlichkeit.
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